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Vorwort 
Zwischen Oktober 2015 und Dezember 2020 haben wir, finanziell unterstützt durch die LOTTO Stiftung 
Berlin, das Modellprojekt Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen – ADAS entwickelt und um-
gesetzt. Das Konzept knüpfte dabei an die bildungspolitischen Empfehlungen von Menschenrechts- und 
Antidiskriminierungsinstitutionen zur Einrichtung unabhängiger Beschwerdestellen für Schulen an. 

Im Rahmen des Modellprojektes konnten wir in Berlin eine, bis dahin bundesweit einmalige unabhän-
gige Antidiskriminierungsberatungsstelle für Schulen aufbauen und dabei unsere schulspezifische Anti-
diskriminierungsexpertise erweitern und bündeln. Wir bieten Schüler:innen, Eltern/Sorgeberechtigten, 
Lehrkräften und anderem Schulpersonal, die entweder selbst Diskriminierung erfahren haben oder eine 
von Diskriminierung in Schule betroffene Person unterstützen möchten, professionelle Beratung und eine 
Begleitung im Klärungsprozess an. Mit diesem Angebot und der fachlichen schulbezogenen Antidiskri-
minierungsexpertise konnte sich ADAS inzwischen in der Berliner Antidiskriminierungslandschaft als ein 
anerkannter Akteur etablieren. 

Im Anschluss an die Modellphase wird das Beratungsangebot von ADAS nun über die Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Familie finanziert. Eine zusätzliche finanzielle Förderung durch die Senatsverwal-
tung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung / Landesstelle für Gleich-behandlung – gegen 
Diskriminierung (LADS) ermöglicht seit Anfang 2021 zudem den Aufbau eines Monitoringbereichs und 
damit die wissenschaftliche Auswertung und Erhebung von Diskriminierungs-daten aus Berliner Schulen.  

Das Neuland, das wir mit ADAS betreten haben, ist zukunftsweisend. Der bundesweite Bedarf an schul-
spezifischer Antidiskriminierungsberatung zeigt sich unter anderem daran, dass ADAS regelmäßig Bera-
tungsanfragen aus anderen Bundesländern, in denen es noch keine vergleichbaren Angebote gibt, erhält. 
Darüber hinaus erreichen uns immer wieder kollegiale Beratungsanfragen von Antidiskriminierungs- und 
anderen Fachstellen aus ganz Deutschland. ADAS gilt inzwischen als ein interessantes Modell für andere 
(Bundes-)Länder, das Beachtung findet: So wurde ADAS beispielsweise bei einer Expertenrunde der Ber-
liner Landeszentrale für politische Bildung, dem Bundespräsidenten, Frank-Walter Steinmeier und dem 
regierenden Berliner Bürgermeister, Michael Müller, als eines von fünf innovativen Projekten vorgestellt. 
Auch die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, Annette Widmann-
Mauz, besuchte ADAS als eines von drei vorbildhaften Projekten. Zudem wurde das Projektteam einge-
laden, die Arbeit von ADAS bei der Kultusministerkonferenz (KMK) vorzustellen. Und über Deutschland 
hinaus wurde ADAS vom European Forum for Urban Security im Rahmen des Projekts Just & Safer Cities 
als ein europäisches Best-Practice-Projekt ausgewählt.1  

Seit dem Start der „Anlaufstelle Diskriminierungsschutz an Schulen – ADAS“ als Modellprojekt hat sich 
vieles geändert. In Berlin wurden rechtlich und institutionell bundesweit vorbildhafte, verlässliche Struk-
turen geschaffen, um gegen Diskriminierung in Schulen vorzugehen. Die Verabschiedung des Berliner 
Landes-Antidiskriminierungsgesetzes (LADG) im letzten Jahr bestärkt Schüler:innen und Eltern in der 
Wahrnehmung ihres Rechts, sich gegen erlittene Diskriminierung zu wehren. Das zeigt sich auch an der 
stetigen Zunahme der Beratungsanfragen, die uns, trotz der Einschränkungen durch die Corona-Pande-
mie, jede Woche erreichen. 

Auch die gewachsene öffentliche Wahrnehmung und Diskussion zu Diskriminierung und Rassismus hat 
dazu beigetragen, dass sich Betroffene ermutigt fühlen, Diskriminierungserfahrungen zu benennen und 

1		  European Forum for Urban Security (2017): Preventing Discriminatory Violence at the Local Level: Practices and Recommendations, Paris, S. 
118-119.
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zu melden. Hier sei vor allem auf die mediale Berichterstattung rund um die Black-Lives-Matter-Bewegung 
sowie die rechtsextremen Terroranschläge von Hanau und Halle hingewiesen. 

Mit der Anlaufstelle Diskriminierungsschutz an Schulen (ADAS) leisten wir einen kleinen, aber wie wir 
meinen, wichtigen Beitrag zur Gewährleistung einer diskriminierungsfreien, partizipativen Schulkultur. 

Der Erfolg von ADAS wäre ohne ein breites Netzwerk an Unterstützer:innen nicht möglich gewesen. Wir 
bedanken uns deshalb bei all unseren Partner:innen aus Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung und freu-
en uns auf eine weitere fruchtbare Zusammenarbeit im gemeinsamen Einsatz für eine diskriminierungsar-
me, inklusive Schullandschaft in Berlin.

Mara Höhl
Geschäftsführung LIFE e.V.

Berlin im Juni 2021
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1. Einleitung
Mit Blick auf die Entwicklung und Umsetzung von Antidiskriminierungsstrategien in Schulen waren die 
letzten Jahre in Berlin sehr dynamisch und das Land nimmt hier inzwischen bundesweit eine Vorreiterrolle 
ein. Diese Erfolge hat Berlin maßgeblich auch einer lebendigen Zivilgesellschaft und den vielfältigen Ini-
tiativen im Antidiskriminierungsbereich, zu denen die Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen 
(ADAS) zählt, zu verdanken. 

Zeitgleich mit dem Start des Modellprojekts bzw. der Eröffnung der Anlaufstelle wurde 2016 innerhalb der 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie die Stelle eines:einer Antidiskriminierungsbeauftrag-
ten für den Bereich  Schule eingerichtet und zunächst im Rahmen einer Abordnung besetzt. Die erste Stel-
leninhaberin, Saraya Gomis, initiierte in ihrer Amtszeit bis Juli 2019 wesentliche Prozesse innerhalb der 
Bildungsverwaltung, um Diskriminierung in Berliner Schulen systematisch zu adressieren und verschaffte 
zudem dem Thema eine breite, bundesweite Aufmerksamkeit. Ende 2018 wurden für den Diskriminie-
rungsschutz wichtige Ergänzungen bzw. Veränderungen im Berliner Schulgesetz (SchulGBln) vorgenom-
men und seitdem ist hier explizit in § 2 Abs. 1 festgeschrieben: 

„Jeder junge Mensch hat ein Recht auf zukunftsfähige, diskriminierungsfreie schulische Bildung und Er-
ziehung, ungeachtet insbesondere einer möglichen Behinderung, der ethnischen Herkunft, einer rassis-
tischen Zuschreibung, des Geschlechts, der Geschlechtsidentität, der sexuellen Orientierung, des Glau-
bens, der religiösen oder politischen Anschauungen, der Sprache, der Nationalität, der sozialen und 
familiären Herkunft seiner selbst und seiner Erziehungsberechtigten oder aus vergleichbaren Gründen.“ 

Darüber hinaus wird im SchulGBln § 4 (Grundsätze für die Verwirklichung) normiert, dass Schulen dazu 
verpflichtet sind, Schüler:innen vor Diskriminierung zu schützen, dass die verwendeten Schulbücher und 
andere Unterrichtsmedien kein geschlechts-, religionsdiskriminierendes oder rassistisches Verständnis 
fördern dürfen (§ 16, Abs. 5) und dass die Schulleitung zudem dazu verpflichtet ist, auf eine partizipative, 
diskriminierungsfreie und demokratische Schulkultur hinzuwirken (§ 69, Abs. 4). 

Ein weiterer wichtiger Meilenstein ist das im Juni 2020 in Kraft getretene Landesantidiskriminierungsge-
setz (LADG). An das LADG sind auch Schulen bzw. alle in der Schule tätigen Beschäftigten des Landes und 
der Bezirke, also insbesondere die Schulleitungen, die Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte und verwal-
tungstechnische Mitarbeiter:innen (wie Schulsekretär:in oder Hausmeister:in) gebunden2.  Das LADG ist 
zwar eingebettet in die sich bereits aus dem Grundgesetz und den Menschenrechten ergebenden Diskri-
minierungsverbote. Es verstärkt aber maßgeblich den Diskriminierungsschutz in Schulen, denn mit dem 
LADG können sich nun Berliner Schüler:innen, Eltern und Erziehungsberechtigte gegen Diskriminierung 
u. a. mit einem justiziablen Schadenersatzanspruch wenden oder einen Anspruch mithilfe eines Antidis-
kriminierungsverbands geltend machen (§ 8 Abs. 3 LADG). Darüber hinaus wurde mit dem LADG eine 
Ombudsstelle bei der für Antidiskriminierung zuständigen Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz 
und Antidiskriminierung SenJustVA (Just) eingerichtet, die Personen bei der Durchsetzung ihrer Rechte 
nach diesem Gesetz berät und unterstützt (§ 15 LADG).3  

2  Abgh.-Drs. 18/1996, S. 24. Online: https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-1996.pdf

3 https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/ombudsstelle/
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Mit der Verabschiedung des LADG ist Berlin das erste Bundesland in Deutschland, das die für Schulen 
bestehenden antidiskriminierungsrechtlichen Lücken in Deutschland geschlossen hat und dadurch in 
Deutschland - de jure – den höchsten Schutzanspruch von Kindern und Jugendlichen bietet. 
Demgegenüber steht das Fortbestehen einer Diskriminierungsrealität an Berliner Schulen als Teil einer All-
tagserfahrung, die vor allem Kinder und Jugendliche aus vulnerablen Gruppen, wie BPoC4,  Muslim:innen, 
Juden:Jüdinnen, Sinti:zze und Rom:nja, LSBTIQ5*, Kinder und Jugendliche mit einer Behinderung oder 
chronischen Krankheit, machen. 

In einer aktuellen internationalen Studie der OECD-Länder gaben 12-15 % der Schüler:innen an, dass 
Lehrkräfte eine negative Einstellung gegenüber bestimmten Personengruppen haben. In diesem Ver-
gleich schneidet Deutschland schlechter ab als u. a. Spanien, Italien, Irland, Australien, Portugal und 
Chile. Der Unterschied in der Wahrnehmung von Diskriminierung in der Schule ist im Vergleich zwischen 
Schüler:innen aus Einwandererfamilien und ihren Mitschüler:innen ohne familiäre Zuwanderungsge-
schichte im internationalen Vergleich in Deutschland neben Island und Italien am höchsten.6  Es zeigt 
sich, dass Kinder sich in Schulen in Deutschland mehr als in anderen Ländern mit dem Thema der Diskri-
minierung auseinandersetzen müssen. 

Die aktuelle repräsentative Umfrage „Diskriminierung in Berlin“ zeigt, dass Berlin hier keine Ausnahme 
bildet. In der Umfrage gab mehr als ein Viertel der von Diskriminierung betroffenen Personen (29 %) an, 
diese im Bildungsbereich (Schule, Hochschule, Ausbildungsstelle) erlebt zu haben. Nach dem Bereich Ar-
beit ist Bildung damit der Bereich, in dem Diskriminierung am häufigsten erlebt wird.7  Dieses Ergebnis ist 
umso erstaunlicher, da an der Umfrage mit 18 % der Befragten nur ein kleiner Anteil jüngerer Personen 
(Gruppe der 18- bis 29-Jährigen) teilnahm. 

Seit 2016 bearbeitet die:der Antidiskriminierungsbeauftragte für Schulen in der Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie Diskriminierungsbeschwerden. Zu den an dieser Stelle eingegangenen Be-
schwerdedaten wurde bislang kein Bericht veröffentlicht. Allerdings wurden im Rahmen einer Reihe von 
schriftlichen Anfragen dem Abgeordnetenhaus und dadurch der Öffentlichkeit wesentliche Eckdaten zu 
den eingegangenen Beschwerden bekannt gemacht. Diese wurden in der Antwort zur letzten schriftlichen 
Anfrage vom 13. August 20208  zusammengefasst dargestellt: Hiernach sind bei der Bildungsverwaltung 
folgende Diskriminierungsmeldungen (Abwertungen, Ungleichbehandlungen, Beleidigungen, fehlende 
angemessene Maßnahmen, Gewalt, usw.) an Schulen eingegangen: 

4		  BPoC (Black and People of Color) oder BIPoC (Black, Indigenous and People of Color) sind Begriffe für Menschen, die rassistische Diskriminie-
rungserfahrungen machen.

5		  LSBTIQ* ist wie das englische LGBTIQ ein in Menschenrechtskontexten gebräuchliches Akronym und steht für lesbische, schwule, bisexuelle, 
trans*, inter*, queere Menschen sowie weitere Identitäten (*), die nicht der Heteronorm entsprechen.

6		  OECD (2020): PISA 2018 Results (Volume VI): Are Students Ready to Thrive in an Interconnected World? Paris; OECD Publishing. https://doi.
org/10.1787/d5f68679-en

7		  Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung (LADS) (2019): Diskriminierung in Berlin. Zentrale Ergebnisse einer von FORSA im 
Auftrag der LADS durchgeführten repräsentativen Meinungsumfrage, Berlin. S. 13.

8		  Abgeordnetenhaus Berlin 18. Wahlperiode (Drucksache 18/24580): Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Maja Lasic (SPD) vom 13. 
August 2020 zum Thema: Diskriminierungskritische Schule in Berlin – Umsetzungsstand 2020 und Antwort vom 11. September 2020.
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Tab 1: Diskriminierungsmeldungen bei der Antidiskriminierungsbeauftragten der 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Schuljahr Diskriminierungsmeldungen von 
Schüler:innen

Diskriminierungsmeldungen von Lehrkräften 
und pädagogischen Fachkräften 

2016/2017 161 6

2017/2018 187 16

2018/2019 258 18

2019/2020 272 41

		
Aufgrund der hohen Beschwerdehürden in Schulen, die v. a. auf das sehr große Machtgefälle zwischen 
Schüler:innen und Lehrkräften und der Institution Schule als solcher zurückzuführen sind, ist in Schulen 
von einem weitaus höheren Anteil von Diskriminierung auszugehen als die vorliegenden Daten abbilden.9  
Der Befund der LADS sowie die Beschwerdedaten der Bildungsverwaltung, aber auch die Daten und Erfah-
rungen von ADAS sowie anderer Beratungsstellen, deuten hier auf ein besonders großes Dunkelfeld hin.

9		  Grundsätzlich wird (bei Erwachsenen) davon ausgegangen, dass nur ca. jede siebte von Diskriminierung betroffene Person ein Beratungsan-
gebot wahrnimmt, siehe: ADS: Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Diskriminierung in Deutschland. Dritter Gemeinsamer Bericht, S. 
39.
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2. Schulbezogenes Diskriminierungsmonitoring durch 
ADAS 

2.1 Quantitative Auswertung der Diskriminierungsmeldungen

Damit der inzwischen bestehende de jure hohe Schutzanspruch an den Schulen zu einer wirklichen Verän-
derung – einem de facto - hohem Schutzniveau führen kann, ist es notwendig, dass von Diskriminierung 
betroffene Schüler:innen und ihre Eltern und Erziehungsberechtigten Zugang zu Informationen über ihre 
Rechte, Empowerment und diskriminierungskompetenter Beratung, Begleitung und Unterstützung erhal-
ten. Darüber hinaus werden hierzu als zentrale Maßnahmen die Verankerung von Diskriminierungsschutz 
auf allen Ebenen als Element von Schulentwicklung und einer inklusiven Bildung und Fortbildungsangebo-
te für Schulen sowie Monitoring empfohlen.10 

Seit 2016 hat das Team von ADAS, basierend auf den Standards bzw. Interventionsansätzen der Antidis-
kriminierungsberatung, die bislang v. a. auf dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und den 
Erfahrungen anderer Lebensbereiche beruhten, einen eigenen, schulbezogenen Beratungsansatz (wei-
ter-)entwickelt11 , der die schulischen Strukturen und Rahmenbedingungen im Blick hat. In den Jahren der 
Modellphase konnten wesentliche Erkenntnisse dazu erlangt werden, welche Interventionen in Schulen 
angemessen und zielführend sind, um Diskriminierungsfälle in Schulen anzusprechen und für die betrof-
fenen Schüler:innen eine Verbesserung zu erreichen bzw. Abhilfe zu schaffen und die diskriminierenden 
Äußerungen oder Handlungen zu beenden. Auf Grundlage dieser Expertise konnte ADAS in vielen Dis-
kriminierungsfällen Kindern, Jugendlichen und deren Eltern erfolgreich dabei helfen, gegen erfahrenes 
Unrecht in der Schule vorzugehen. 

Das Monitoring von Diskriminierung – auch in der Bildung – ist eine der zentralen menschen- und an-
tidiskriminierungsrechtlichen Verpflichtungen, die Deutschland bzw. das Land Berlin noch nicht ausrei-
chend umgesetzt hat. Hiernach sollen die einzelnen Bildungsministerien der Bundesländer bzw. Senats-
verwaltungen für Bildung, das Bildungssystem im Rahmen eines Monitorings transparent überwachen, 
um wirksame Maßnahmen zur Behebung von faktischer Diskriminierung ergreifen zu können. Um die 
Unabhängigkeit und Transparenz des Monitorings sicherzustellen, sollte dies von unabhängigen Stellen 
durchgeführt werden.12 Repräsentative Daten, die valide Auskunft über Umfang und Verbreitung von Dis-
kriminierung an Schulen geben können, fehlen bislang noch weitestgehend. 

Ein zentrales Ziel unseres Monitorings ist es, dieses Dunkelfeld etwas zu erhellen und die vor allem von 
Schüler:innen in Berliner Schulen erlebte Diskriminierung sichtbarer zu machen. In den letzten Jahren ha-
ben wir im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten begonnen, die Lücke zu füllen: 2018 veröffentlichten 
wir einen ersten Bericht zu den ausgewerteten Diskriminierungsdaten für den Zeitraum von Juni 2016 bis 
April 2018, die unsere Beratungsstelle erreichten. Mit dieser Publikation legen wir den zweiten Bericht vor, 
der den Zeitraum von Januar 2018 bis Dezember 2020 umfasst. Die Finanzierung durch den Berliner Lan-
deshaushalt ermöglicht es uns ab 2021 auf einen Jahresrhythmus umzustellen und entsprechend planen 
wir künftig alle zwei Jahre die Publikation eines Monitoringberichts, um Bedarfe schulischer Antidiskrimi-
nierungsarbeit ebenso wie Erfolge in Berlin sichtbar zu machen.  

10		 ADAS/LIFE e.V. (2018a): Empfehlungen zur Einrichtung einer unabhängigen Berliner Beschwerdestelle bei Diskriminierung in Schulen, Berlin, 
S. 20ff, 35; Deutsches Institut für Menschenrechte/Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention (2019): Parallelbericht an den UN-Ausschuss 
für die Rechte des Kindes zum 5./6. Staatenbericht Deutschlands, Berlin, S. 20, 22, 35.

11		 Einige der typischen  Interventionen werden in den Berichten aus der Antidiskriminierungsberatung beschrieben (Seite 29). Die zentralen 
Prinzipen des Beratungsansatz siehe Seite 44.

12		 Hierzu ausführlich: ADAS/LIFE e.V. (2018): Empfehlungen zur Einrichtung einer unabhängigen Berliner Beschwerdestelle bei Diskriminierung 
in Schulen, Berlin, S. 20ff.
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Darüber hinaus haben wir in den vergangenen Jahren proaktive Erhebungen zu einzelnen Diskriminie-
rungsthemen durchgeführt, in denen aus Perspektive der Beratungsstelle Indizien zu besonders hohen 
Diskriminierungsrisiken bestehen. Durch diese zusätzlichen Datenerhebungen können über die nichtre-
präsentativen Daten der Beratungsstelle hinaus weitere Erkenntnisse zur Verbreitung und Häufigkeit von 
bestimmten Diskriminierungsformen in Berliner Schulen getroffen werden.

Studie zu Diskriminierungserfahrungen muslimischer Jugendlicher in Berli-
ner Schulen

Zwischen September 2019 und September 2021 führt ADAS in einem interdisziplinären Team zusammen mit 
Prof. Dr. Dr. Joachim Willems, Professor für Religionspädagogik an der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg 
und Joshua Moir, wissenschaftlicher Mitarbeiter und Doktorand im Fachbereich Rechtswissenschaften der Uni-
versität Trier, eine quantitative Studie zu den Erfahrungen von muslimischen Schüler:innen an Berliner Schulen 
durch. Hierzu wurden zwischen September 2019 und Januar 2021 mittels eines standardisierten Fragebogens 
274 muslimische Jugendliche und junge Erwachsene im Alter zwischen 14 und 27 Jahren in Berlin befragt. 
Den Hintergrund der Studie bildet die hohe Anzahl an religionsbezogenen Diskriminierungsfällen, die ADAS 
erreichen. Durch die Erhebung soll ermittelt werden, wie sich der Umgang mit religiöser und weltanschauli-
cher Vielfalt an Berliner Schulen darstellt und wie verbreitet religionsbezogene Diskriminierungserfahrungen 
bei muslimischen Schüler:innen in Berlin sind. Die Ergebnisse der Befragung werden aus rechtlicher, sozial-
wissenschaftlicher und religionspädagogischer Perspektive ausgewertet und im Herbst 2021 der Öffentlichkeit 
vorgestellt werden. 

Diskriminierungsrisiken in der Pandemiesituation in Schulen

2020 haben wir uns verstärkt mit den Auswirkungen des `Homeschoolings´ bzw. Distanzlernens (in Ber-
lin: „SaLzH – Schulisch angeleitetes Lernen zu Hause“) auf schulpflichtige Kinder und Jugendliche und 
deren Eltern auseinandergesetzt. Um mehr darüber zu erfahren, wie sie die Schulschließungen erleben 
und was für Erfahrungen sie an ihren Schulen gemacht haben, haben wir zwischen dem 14. April und dem 
4. Mai 2020 eine Umfrage für Eltern und Schüler:innen durchgeführt, an der insgesamt 874 Personen bzw. 
633 Eltern/Erziehungsberechtigte sowie 241 Schüler:innen teilnahmen. 
Es hat sich gezeigt, dass das Engagement und die Bewältigung der besonderen Anstrengungen der Unter-
richtsgestaltung nach den Schulschließungen und die Betreuung der Schüler:innen durch die Lehrkräfte 
und Schulen von einem großen Teil der Eltern positiv bewertet wird. Doch mit der herausfordernden Si-
tuation ging die Teilhabe-Schere auf und Familien, die schon vorher mit besonderen Herausforderungen 
und strukturellen Benachteiligungen zu kämpfen hatten, wie Familien mit Migrationsgeschichte, Allein-
erziehende und Eltern mit einem Kind mit einer Behinderung und/oder einem sonderpädagogischen För-
derbedarf, sehen sich nun mit zusätzlichen Benachteiligungen beim Zugang zu schulischer Bildung bzw. 
der Verwirklichung eines chancengleichen Rechts auf Bildung ihrer Kinder konfrontiert. Die geringeren 
Bildungsressourcen, die ihnen bei der Unterstützung zur Verfügung stehen, führen im `Homeschooling´ 
bzw. SaLzH besonders deutlich zu struktureller Diskriminierung: So verfügen diese Familien unter ande-
rem seltener über eine ausreichende technische Ausstattung und damit über die technischen Vorausset-
zungen für das Arbeiten im `Homeschooling‘, sie sind häufiger durch finanzielle Mehrausgaben belastet 
und ihnen fehlt oftmals das anschlussfähige eigene Vorwissen bzw. die Vertrautheit mit den Grundlagen 
des deutschen Schulsystems, um ihre Kinder bei der Bewältigung der Aufgaben zu Hause unterstützen zu 
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können.13 
Eine zusätzliche finanzielle Förderung durch die Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Anti-
diskriminierung, hier die Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung (LADS), ermöglicht 
es ADAS ab 2021 die wissenschaftliche Erhebung und Auswertung von Diskriminierungsdaten aus dem 
Schulbereich im Rahmen des Monitoringberichts zu professionalisieren und erweitern. Hierdurch kann 
ADAS neben der schulspezifischen Antidiskriminierungsberatung auch das Monitoring bzw. die Dokumen-
tation und wissenschaftlich anschlussfähige Auswertung von schulbezogener Diskriminierung für Berlin 
professionell voranbringen und dadurch einen Beitrag zu dem menschen- und antidiskriminierungsrecht-
lich notwendigen Bildungsmonitoring von Diskriminierung leisten.

3. Diskriminierungsmeldungen aus Schulen zwischen 
2018 und 2020 

3.1 Grenzen und Chancen der Melde- und Beratungsdaten von ADAS

Alle in diesem Bericht vorgestellten Daten zu Diskriminierung an Schulen in Berlin stammen aus den Dis-
kriminierungsmeldungen und den anschließenden Beratungen der Betroffenen bzw. ihrer Eltern bei ADAS. 
Da die Beratungssituation allein der Unterstützung der Ratsuchenden und nicht der Datenerhebung dient, 
gilt es, vorab die Grenzen aber auch die Chancen dieser Melde- und Beratungsdaten zu benennen: 

Grenzen der Melde- und Beratungsdaten

- Melde- und Beratungsdaten sind ein (kleiner) Ausschnitt des realen Diskriminierungsgesche-
hens an Schulen. Wir gehen davon aus, dass nur ein kleiner Teil der Diskriminierungsvorfälle in Schulen 
gemeldet wird. Hindernde Gründe können u. a. fehlendes Wissen über das Recht auf diskriminierungs-
freie Bildung, fehlende Meldestrukturen in der Schule, befürchtete negative Konsequenzen durch die 
Meldung, Scham, Bagatellisierung und die Vermeidung der Opferperspektive als Verarbeitungsmechanis-
men, fehlendes Empowerment sein.

- Nicht alle Meldungen über schulische Diskriminierung gehen bei ADAS ein. Idealerweise melden 
Schüler:innen Diskriminierungserlebnisse in der Schule, wo sie auch bearbeitet werden sollten. Wenn 
Betroffene außerschulische Unterstützung suchen, ist das nicht zwingenderweise bei ADAS. So geht ein 
Teil der Meldungen bei anderen Melde- und Beratungsstellen ein (siehe hierzu Kapitel: 7. Schulbezogene 
Diskriminierungsmeldungen anderer Beratungsstellen, Seite 43) . 

- Die Meldedaten von ADAS sind kein repräsentativer Ausschnitt der Diskriminierungsrealität. 
Da der größere Teil der Daten von ADAS aus Beratungen stammt, zeichnen sie deutlicher das Diskri-
minierungsbild derjenigen, die Rat suchen, ab. Das sind mehrheitlich schon länger andauernde Diskri-
minierungssituationen, in denen mehrere Formen der Diskriminierung stattfanden, die eine komplexe 
Diskriminierungsstruktur aufweisen. Das sind hauptsächlich Eltern, die vor allem Diskriminierungen in 
der Grundschule melden. Damit können keine bzw. nur sehr begrenzte Aussagen über die fehlenden 
bzw. unterrepräsentierten Betroffenen gemacht werden, wie zum Beispiel diskriminierte Auszubildende 

13		 Die vollständigen Ergebnisse der Corona-Umfrage wurden im ADAS-Rundbrief vom 25. Juni 2020 veröffentlicht, der auf der Website zu finden 
ist: https://adas-berlin.de/wp-content/uploads/2020/06/Ergebnisse-Umfrage-ADAS-LIFE-e.V.pdf
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und Lehrkräfte. Die getroffenen Aussagen lassen sich nicht auf alle Schulen in Deutschland übertragen. 
Gleichwohl können wir annehmen, dass die beschriebenen Ungleichheitsstrukturen und Phänomene 
keine berlinspezifischen Konstrukte, sondern gesamtgesellschaftlich relevante Phänomene sind.

Chancen der Melde- und Beratungsdaten

- Erhellung des Dunkelfelds über Diskriminierung an Schulen. Die wissenschaftliche Beschäftigung 
mit Diskriminierung an Schulen in Deutschland lässt viele Freistellen, vor allem in Bezug auf die hier 
vorliegende Perspektive der Betroffenen. Damit leistet der folgende Bericht einen wichtigen Beitrag in 
der Benennung und Beschreibung von Diskriminierung in der Schule. 

- Sichtbarmachung gesellschaftlicher Differenzziehungen und vulnerabler Gruppen. Mit der 
Auswertung der Diskriminierungsmeldungen ergeben sich Hinweise auf besonders wirkmächtige ge-
sellschaftliche Differenzziehungen, mit denen Schüler:innen zu Privilegierten oder Benachteiligten in 
der Schule werden. Wichtig ist hier festzuhalten, dass die Gruppe der von Diskriminierung Betroffenen 
(genauso wie die Gruppe der Privilegierten) nicht aufgrund von persönlichen Merkmalen wie Hautfarbe, 
Kultur, Religion oder Geschlecht entstehen. Nicht biologische oder kulturelle Merkmale, sondern soziale 
Konstruktionen und damit verbundene stereotype Bilder und Vorurteile, die an diese Merkmale anknüp-
fen, sind der Ausgangspunkt von Diskriminierungen. Die Kenntnis dieser machtvollen Differenzziehun-
gen macht vulnerable Gruppen sichtbar, die besondere Aufmerksamkeit im Diskriminierungsschutz und 
der Empowermentarbeit benötigen.

- Sichtbarmachung schulstruktureller Probleme im Diskriminierungsschutz. Indem sich von Diskri-
minierung Betroffene Rat und Unterstützung in einer außerschulischen Anlaufstelle suchen, ergeben sich 
Rückschlüsse auf den mangelnden Diskriminierungsschutz in Schulen und daran anknüpfende Bedarfe. 
Hierdurch werden die Ungleichheitsstrukturen deutlich.

- Diskriminierung in der Schule als Teil von Ungleichheitsstrukturen benennen. Diskriminierung in 
der Schule produziert Betroffene und Privilegierte, die über die Schulzeit hinaus weist. Schüler:innen, El-
tern oder Referendar:innen die beispielsweise wegen eines osteuropäischen Akzents, wegen ihres musli-
mischen Glaubens oder ihres Flüchtlingsstatus in der Schule beleidigt oder benachteiligt werden, müssen 
für die Bearbeitung emotionale, kognitive und zeitliche Ressourcen aufwenden. Diese Ressourcen stehen 
nicht mehr für die Schulaufgaben, die Klausurvorbereitung oder die Lehrprüfungen zur Verfügung. In ei-
nem Schulsystem, in dem Beurteilungen auf Leistungsvergleichen basieren, entstehen aus den Benach-
teiligungen der einen Gruppe die Vorteile der anderen. Durch Diskriminierungen bestimmter Gruppen 
werden also Bildungschancen (und anschließend Arbeitsmarkt- und Teilhabechancen) für einen Teil der 
Schüler:innen minimiert und zeitgleich für einen anderen (konkurrierenden) Teil vergrößert. In diesem 
Sinne tragen Schulen, die Diskriminierung nicht aufarbeiten, zur sozialen Ungleichheit bei und reprodu-
zieren und legitimieren bestehende rassistische und diskriminierende gesellschaftliche Strukturen. 
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3.2 Überblick über die Entwicklung der Diskriminierungsmeldungen seit 
2017 

Die Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen (ADAS) eröffnete ihr Beratungsangebot im Som-
mer 2016. Seit der ersten jährlichen Auswertung der Beratungsfälle im Jahr 2017 stieg die Zahl der 
gemeldeten Diskriminierungsfälle bis auf 115 gemeldete Fälle im Jahr 2020 (siehe Abb. 1). Während die 
einfachen Meldungen im Zeitverlauf wieder zurück gingen14 , nehmen immer mehr im Schulzusammen-
hang diskriminierte Menschen eine Beratung bei ADAS in Anspruch. 
Diese stetige Zunahme der Beratungsfälle belegt den (wachsenden) Bedarf an schulspezifischer Antidis-
kriminierungsberatung. Die Zahlen verdeutlichen, dass erstens eine relevante Anzahl an Diskriminierungs-
erlebnissen nicht in der Schule bearbeitet werden (können). Zweitens zeigen sie, dass Betroffene - und 
in zunehmendem Maße auch sensibilisierte Beobachter:innen, wie Lehrkräfte, Schulsozialarbeiter:innen 
oder Elternvertreter:innen, in einem steigendem Maße auf unsere außerschulische professionelle Unter-
stützung zurückgreifen. 

ABBILDUNG 1: DISKRIMINIERUNGSMELDUNGEN BEI ADAS 2017-2020
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Die Schwankungen der einfachen Meldungen ohne Beratungswunsch stehen in einem engen Zusammen-
hang mit dem Angebot an Sensibilisierungs- und Empowerment-Veranstaltungen, in denen Teilnehmen-
de oftmals ihre Diskriminierungserfahrungen melden. Vor allem die Zunahme an Beratungs- und Beglei-
tungswünschen führte im Zeitverlauf zu den geringeren Kapazitäten des ADAS-Teams zur Durchführung 
von Info- und Empowerment-Veranstaltungen. Ein nicht geringer Anteil der Beratungen ist aufgrund der 
Komplexität der Fälle und des Bedarfs verschiedener Interventionen sehr zeitintensiv und erstreckt sich 
über einen längeren Zeitraum bis zu über einem Jahr. Deswegen konnten ab 2019 nur noch wenige sol-
che Veranstaltungen mit Schüler:innen und Eltern durchgeführt werden. 

14		 Als einfache Meldungen werden Diskriminierungserfahrungen von Personen klassifiziert, die nur einen Diskriminierungsfall melden, aber 
darüber hinaus keine anschließende Beratung wünschen.
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Bemerkenswert ist, dass die Meldungen während der pandemiebedingten monatelangen Schulschlie-
ßungen im Jahr 2020 insgesamt nicht zurückgingen, aber gleichzeitig sich nur ein kleiner Teil (neun Mel-
dungen) auf Diskriminierungen im Zusammenhang mit den COVID-19-Maßnahmen bezog. Indem der 
Unterricht im Rahmen des Distanzunterrichts in Privaträume verlagert wurde und mit Privatgeräten und 
der Unterstützung von Eltern stattfinden sollte, stieg das Risiko der Benachteiligung für Schüler:innen aus 
Familien mit begrenzten zeitlichen, finanziellen oder räumlichen Ressourcen oder kulturellem Kapital.15  
Da Diskriminierungen im Zusammenhang mit dem sozioökonomischen Status aber eher selten gemeldet 
werden, bildet sich diese Benachteiligungssituation kaum in den Meldungen bei ADAS ab. Eine Erklärung 
für die trotzdem gestiegenen Beratungszahlen könnte eine wachsende öffentliche Thematisierung von 
rassistischer Diskriminierung 2020 v. a. im Zuge der Black-Lives-Matter- Bewegung aber auch rund um 
die rechtsextremen Terroranschläge von Hanau und Halle sein, wodurch das Unrechtsbewusstsein in der 
Gesamtgesellschaft gewachsen ist und Betroffene ermutigt wurden, sich gegen Rassismus zu wehren.

3.3 Diskriminierungsmeldungen 2018 - 2020 

Dieser Bericht bezieht sich auf den Zeitraum von 2018 bis 2020.  Von den 324 Meldungen in diesem Zeit-
raum handelte es sich bei 10 % der Fälle nicht um Diskriminierung entsprechend der Definitionen des 
Antidiskriminierungsrechts (LADG/AGG) bzw. im Sinne einer Benachteiligung oder Andersbehandlung 
mit Bezug zu einer der gesetzlichen Diskriminierungskategorien. Bei weiteren vier Meldungen handelte 
es sich um Diskriminierungen in anderen (außerschulischen) Lebensbereichen. Die weiteren Darstellun-
gen beziehen sich nur auf die Diskriminierungsfälle in Schulen und damit auf eine Grundgesamtheit von 
289 gemeldeten Diskriminierungsfällen.

Welche Diskriminierungen an Schulen werden gemeldet?

In Abbildung zwei zeigt sich, dass die gemeldeten Diskriminierungsfälle hauptsächlich Diskriminierun-
gen von Schüler:innen betrafen. Diskriminierungsfälle, in denen andere schulische Gruppen, wie bei-
spielsweise Auszubildende oder Lehrkräfte die Betroffenen waren, erreichten ADAS selten.  

Von den Betroffenen der gemeldeten Diskriminierungsfälle waren 42 % weiblich und 57 % männlich. 
Drei Betroffene gaben divers als Geschlecht an.16  
 

15		 Die mit dem Distanzunterricht verbundenen erhöhten Belastungen von Familien konnten wir im Rahmen einer im Frühjahr 2020 durchge-
führten Online-Umfrage für Familien mit Kindern mit einer Behinderung oder einem sonderpädagogischem Förderbedarf, alleinerziehende 
Familien und Familien mit Migrationsgeschichte nachweisen (siehe Ergebnisse der Corona-Umfrage: https://adas-berlin.de/wp-content/up-
loads/2020/06/Ergebnisse-Umfrage-ADAS-LIFE-e.V.pdf ).

16		 Da in einem Großteil der Fälle die Meldungen nicht von den betroffenen Schüler:innen selbst, sondern in der Regel von den Eltern kamen, 
handelt es sich bei der Geschlechtsangabe nicht um eine Selbstbezeichnung.
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ABBILDUNG 2: DIE DISKRIMINIERUNGSERFAHRUNGEN WELCHER GRUPPE WERDEN 
GEMELDET?

Von wem geht die Diskriminierung aus?
 
Bei der überwiegenden Mehrheit der gemeldeten Fälle (68,2 %) ist die Diskriminierung von schulischen 
Professionellen ausgegangen (siehe Abb. 3). Als schulische Professionelle werden alle in der Schule 
Wirkende bezeichnet, die mit dem Schulgesetz von Berlin und dem Landesantidiskriminierungsgesetz 
(LADG) verpflichtet sind, das Recht auf diskriminierungsfreie Bildung in der Schule umzusetzen. So zäh-
len Schulleitungen, Lehrkräfte und Schulsozialarbeiter:innen als schulische Professionelle, nicht aber 
zum Beispiel Eltern. Dieser zusammenfassende Begriff soll auf grundlegende Unterscheidungen inner-
halb der Gruppe der Diskriminierenden hinweisen: Schulische Professionelle sind rechtlich nicht nur dazu 
verpflichtet, selbst nicht diskriminierend zu wirken, sondern auch verpflichtet, Schüler:innen vor Diskri-
minierung zu schützen und einen diskriminierungsfreien Raum zum Lernen zu schaffen und zu gewähr-
leisten. Zweitens sind Diskriminierungen durch schulische Professionelle nicht nur Rechtsverletzungen, 
sondern ihre Diskriminierungen finden in einem Machtungleichgewicht17  statt. Durch diese Konstel-
lation im Zusammenhang mit der Schulpflicht besteht eine besondere Situation des Ausgeliefertseins 
und der Ohnmacht im Zusammenhang mit weitreichenden Auswirkungen schulischer Leistungsminde-
rung bis hin zu geringeren Berufschancen. Die Diskriminierung durch Lehrende, Schulleitungen oder 
Sozialpädagog:innen sowie eine Nichtbearbeitung von Schüler:innendiskriminierung bzw. Vernachlässi-
gung der schulischen Schutzpflichten kann mit dem Begriff der schulischen Professionellen als unprofes-
sionelles Handeln beschrieben und entsprechender Handlungsbedarf konkretisiert werden.18  

17		 Das Machtungleichgewicht in der Diskriminierungssituation ist nicht nur zwischen Schüler:innen und Professionellen relevant, sondern ist auch 
bei der Diskriminierung von Lehrkräften bzw. pädagogischen Fachkräften durch die Schulleitung gegeben. Eine weitere Ebene von Macht-
verhältnissen betrifft die gesellschaftliche Positionierung der Beteiligten, d. h. ihre jeweilige Privilegierung oder Deprivilegierung bzgl. z. B. 
rassistischer Zuschreibungen, Religion, Geschlecht, sexueller Orientierung, Behinderung.

18		 Neben der gesetzlichen Verpflichtung zum Diskriminierungsschutz kann dieser Auftrag auch professionstheoretisch begründet werden. Indem 
der Lehrberuf und die Schulsozialarbeit als Profession gefasst werden, rückt damit auch ein präventiver Ansatz des Diskriminierungsschutzes in 
den Blick: die Professionalisierung von Lehrkräften, Erzieher:innen und Schulsozialarbeiter:innen durch die Aus- und Fortbildung. Die Nutzung 
des Begriffes „schulische Professionelle“ soll damit also auch deutlich machen, dass unprofessionelles Handeln nicht als Problem einzelner 
pädagogischer Fachkräfte betrachtet wird, sondern auch die Aus- und Fortbildung adressiert.

4,2 %
94,4 %

Lehrkräfte, Schulpersonal
Schüler:innen

Auszubildende1,4 %
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ABBILDUNG 3: WER DISKRIMINIERT?

Von den 204 Meldungen (68,2 %), in denen schulische Professionelle als Diskriminierende benannt wur-
den, gehen knapp 60 % der Meldungen auf Lehrkräfte als Diskriminierende zurück. Die Schulleitung 
oder allgemeiner die Schule19  als Verursacherin der Diskriminierungssituation werden in 40 % der Mel-
dungen angegeben. Diskriminierungen ausgehend von Schulsozialarbeiter:innen wurden in der Gruppe 
der schulischen professionellen Täter:innnen mit fünf Fällen am seltensten gemeldet. Die Anzahl der 
gemeldeten Fälle, in denen die Diskriminierung von Mitschüler:innen ausging, ist mit 73 Fällen deut-
lich geringer als die der Diskriminierungen durch schulische Professionelle. Zu der kleinen Gruppe der 
anderen, nicht schulisch-professionellen Täter:innen zählen beispielsweise Mütter von Mitschüler:innen 
oder Schulärzt:innen. Es gibt eine Überschneidung bei Fällen, in denen beides vorkam: Diskriminierung 
ausgehend von Mitschüler:innen und Diskriminierung von Seiten der schulischen Professionellen. Diese 
Überschneidung beider Täter:innengruppen betraf 8,7 % der Fälle.
   

Wer meldet Diskriminierungen an Schulen?

Die mit großem Abstand meisten Diskriminierungsmeldungen (58 %) werden von Eltern bzw. Erzie-
hungsberechtigten und Familienangehörigen gemacht. Obwohl der Hauptteil der Meldungen Diskrimi-
nierungen von Schüler:innen betraf, suchten diese kaum selber Beratung und Unterstützung. Nur 7 % der 
Meldungen kamen von Schüler:innen selbst. 
Auch Lehrkräfte sind von Diskriminierung in der Schule betroffen. Meldungen von Lehrkräften über selbst 
erlebte Diskriminierung machten aber nur knapp 4 % der Meldungen aus. Allerdings steigt die Anzahl 
der Lehrkräfte und Sozialabeiter:innen, die für Diskriminierungsvorfälle an ihren Schulen i. d. R. im Zu-
sammenhang mit Schüler:innen professionelle Unterstützung suchen seit 2018 auf die kleine, aber rele-
vante Zahl von elf aktiv Ratsuchenden bis zum Jahr 2020 an.
Wichtige Partner:innen in der Antidiskriminierungsarbeit sind und bleiben die Multiplikator:innen aus 
dem Schulumfeld, die für Diskriminierung und Rassismus sensibilisiert sind und betroffene Kinder und Ju-
gendliche unterstützen bzw. unsere Beratungsangebot bekannt machen. Dies sind zum einen engagierte, 

19		 In diesen Fällen geht die Diskriminierung zum Beispiel auf schulinterne Regelungen zurück.

4,7 %
andere nicht schulisch-
professionelle Täter:innen

24,4 %
schulische Professionelle 68,2 %

Schüler:innen
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ehrenamtlich tätige Personen aus dem Schulumfeld, wie beispielsweise Verwandte, Elternvertreter:innen, 
Eltern von Mitschüler:innen oder Stadteilmütter und zum anderen professionelle Multiplikator:innen wie 
Mitarbeitende von Beratungsstellen, der Jugendsozialarbeit oder aus der außerschulischen, politischen 
Bildung. Auf sie geht zusammen ein Fünftel der Diskriminierungsmeldungen zurück.

ABBILDUNG 4: WER MELDET DIE DISKRIMINIERUNGEN?

 

Diskriminierungsfälle in allen Berliner Bezirken
 
Die berlinweite Verteilung der Meldungen, die ADAS erreichten zeigen, dass Diskriminierungen in Schu-
len in allen zwölf Bezirken Berlins vorkommen. Dabei verteilen sich die Meldezahlen unterschiedlich auf 
die Berliner Bezirke. Anzunehmen wäre, dass die Anzahl spezifischer Diskriminierungsmeldungen mit 
der Sozialstruktur der Stadtbezirke variiert. So steigt die Wahrscheinlichkeit klassistischer Abwertungen 
in Bezirken mit einem hohen Anteil an Einwohner:innen mit niedrigem sozioökonomischem Status. Da 
Diskriminierungsrisiken oft an eine Kombination von Merkmalen (z. B. sozialer Status, Migrationsge-
schichte, Religion) anknüpfen, ist ein Zusammenhang mit der Sozialstruktur der Bezirke zu erwarten. Ein 
Abgleich mit dem Sozialmonitor Berlin ergibt ein in Teilen übereinstimmendes Bild in den Bezirken.20  So 
kommen aus Neukölln mit 18 % die meisten Meldungen, aus Lichtenberg und Pankow mit 2 % und 3 % die 
wenigsten. Als alleinige Erklärung greift diese Perspektive allerdings zu kurz. Einfache sozialstrukturelle 
Erklärungen haben ihre Grenzen zum Beispiel bei sexistischen Diskriminierungen sowie der Diskriminie-
rungen mit Bezug zur sexuellen Orientierung, da das Vorkommen dieser Diskriminierungskategorie bzw. 
dieses Merkmals nicht mit den klassischen Sozialstrukturindikatoren verbunden ist. Und auch Risiken 

20		 Im Monitoring Soziale Stadtentwicklung / Land Berlin, Bericht 2019 werden Sozialindikatoren benutzt, die v.a. im Zusammenhang mit Diskri-
minierungen aufgrund des sozialen Status stehen (https://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/basisdaten_stadtentwicklung/monitoring/
de/2019/index.shtml) . 

         Eine für die ADAS-Meldungen erklärungskräftigere sozialstrukturelle Analyse müsste den Zusammenhang mit dem Risiko rassistisch diskri-
miniert zu werden darstellen, da dies die am häufigsten angegebene Diskriminierungskategorie ist. Da entsprechende Daten in Deutschland 
nicht zur Verfügung stehen, bleiben sozialstrukturelle Erklärungen für Diskriminierungsrisiken unterkomplex.
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rassistischer Diskriminierung lassen sich hierdurch nur unzureichend erklären, wie die Beratungsarbeit 
zeigt (Hierzu auch die Fallbeschreibung 4.4: Alltagsrassismus am Elitegymnasium, Seite 32).

Vor dem Hintergrund der hohen Dunkelziffer bei den Diskriminierungsmeldungen bietet sich eine weitere 
Lesart der regionalen Verteilung von Meldezahlen an: Meldungen als Effekt und Ausdruck einer stärke-
ren Sensibilisierung und Empowerment der Stadtteilbewohner:innen. Auch diese stehen in einem so-
zialstrukturellen Zusammenhang: Vereine der politischen Bildung, Selbstorganisationen verschiedener 
Communities sowie Angebote rassismuskritischer Bildungsarbeit variieren ebenso mit der Sozialstruktur 
und sind damit ebenso ungleich auf das Stadtgebiet verteilt. Mit dieser Perspektive stehen höhere Mel-
dezahlen für ein gestärktes Bewusstsein und erhöhtes Wissen über Formen der Diskriminierung sowie 
Beratungsmöglichkeiten in den jeweiligen Bezirken. Zu dieser Erklärung passen die höchsten Anteile von 
Meldungen zwischen 10 und 15 Prozent in Charlottenburg-Wilmersdorf, Tempelhof-Schöneberg, Neu-
kölln, Mitte und Friedrichshain-Kreuzberg sowie niedrige Meldezahlen unter 5 % in Marzahn-Hellers-
dorf, Lichtenberg, Pankow und Spandau. 

Diskriminierungsfälle in allen Schulformen 

Diskriminierungen werden aus allen Schulformen in Berlin gemeldet. Die überwiegende Mehrheit der 
gemeldeten Fälle (61 %) bilden Diskriminierungen in der Grundschule. Aber auch von weiterführenden 
Schulen gehen Diskriminierungsmeldungen ein. 38 % der gemeldeten Diskriminierungen kamen aus 
weiterführenden Schulen (hier Oberstufenzentren, Gymnasien, Integrierte Sekundar- und Gemein-
schaftsschulen zusammengerechnet). Hiervon stammen mit 16 % etwas mehr Meldungen von Gymna-
sien als von den integrierten Sekundarschulen (13 %). 

 
ABBILDUNG 5: VERTEILUNG DER DISKRIMINIERUNGSMELDUNGEN AUF DIE VER-
SCHIEDENEN SCHULFORMEN
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Welche Diskriminierungsformen wurden gemeldet?
 
Diskriminierung in der Schule kann unterschiedliche Formen annehmen. Wir verwenden für die Do-
kumentation der verschiedenen Formen die rechtliche Diskriminierungsdefinition des LADG.21  Unter-
schieden wird in direkte und indirekte Diskriminierungen, also Diskriminierungen, die den Diskrimi-
nierten unmittelbar treffen, wie zum Beispiel eine direkte Beleidigung oder Ungleichbehandlung und 
Diskriminierungen, die den Diskriminierten nur mittelbar treffen, beispielsweise durch dem Anschein 
nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren, die aber faktisch Personen oder Gruppen wegen 
eines oder mehrerer der geschützten Merkmale benachteiligen. Darüber hinaus zählen noch Belästi-
gung bzw. diskriminierendes Mobbing und sexuelle Belästigung als Diskriminierungsformen. In Bezug 
auf die Diskriminierungsmerkmale Behinderung und chronische Erkrankungen wird auf Grundlage der 
UN-Behindertenrechtskonvention die Verweigerung angemessener Maßnahmen auch als eine Form von 
Diskriminierung definiert. 

Zu den Formen der direkten Diskriminierung in der Schule gehören ebenso Diskriminierungen, die 
auf der persönlichen Ebene stattfinden, wie direkte Beleidigungen und Benachteiligungen sowie Diskri-
minierungen auf der institutionellen Ebene. Wesentlich ist hier die direkte Form, die, anknüpfend an die 
geschützten Merkmale, direkt an einzelne Personen/Schüler:innen oder eine konkrete Gruppe gerichtet 
ist bzw. diese anspricht. Im Unterschied dazu gehören zu den indirekten Formen der Diskriminierung 
neben den institutionellen Formen, die sich auf vermeintlich neutrale Regeln, Verfahren und Praktiken, 
die für bestimmte Gruppen besonders nachteilig wirken, auch interpersonale Diskriminierungen, wie 
beispielsweise wiederholte beleidigende, verächtlich machende Sprüche (von Lehrkräften), die nicht an 
einzelne Personen gerichtet sind, sondern sich allgemein z. B. gegen den Islam oder Homosexualität 
richten und damit für muslimische Kinder oder Kinder aus einer Regenbogenfamilie indirekt ein abwer-
tendes Schulklima schaffen.

Diese unterschiedlichen Formen der Diskriminierung sind für Betroffene unterschiedlich leicht zu erken-
nen und nachzuweisen. Beispielsweise subtile (direkte) Diskriminierungen und Mikroaggressionen sind 
kaum nachweisbar.

Da die Betroffenen oft länger andauernde, vielschichtige Diskriminierungserfahrungen machen, sind pro 
Fall teilweise mehrere Angaben von Diskriminierungsformen möglich. Bei den gemeldeten Fällen spiel-
ten mit 146 Meldungen direkte Diskriminierungen am häufigsten eine Rolle. Bei 94 Meldungen waren es 
indirekte Diskriminierungsformen und in 73 Fällen ging es um Belästigung/Mobbing. 

21		 Definition der Diskriminierungsformen: ADAS/LIFE e.V. (2020): Schutz vor Diskriminierung an Schulen. Ein Leitfaden für Schulen in Berlin, S. 
14ff; § 4 LADG Abs. 1.
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ABBILDUNG 6: FORMEN VON DISKRIMINIERUNG (MEHRFACHNENNUNGEN PRO 
FALL MÖGLICH)

Muster der Diskriminierungsmeldungen aus Schulen
 
Die bei ADAS gemeldeten Diskriminierungserfahrungen sind individuell sehr unterschiedlich und die er-
lebten Diskriminierungssituationen oft vielschichtig. Für ein genaueres Bild von Diskriminierung in der 
Schule ist es trotzdem wichtig, Gemeinsamkeiten und Muster der Diskriminierungsfälle herauszuarbei-
ten, damit vulnerable Gruppen und strukturelle Diskriminierungsrisiken sichtbar werden und die Aufga-
ben des Diskriminierungsschutzes für Schule genauer beschrieben und adressiert werden können.

In Schulen können sich Unterscheidungen, Beleidigungen oder Ungleichbehandlungen auf beliebige 
Merkmale beziehen: So kann allein ein sich reimender Name, ein Muster oder die Farbe eines Kleidungs-
stücks Ausgangspunkt eines anhaltenden Mobbings werden. Um rechtlich als Diskriminierung zu gelten, 
muss die Ungleichbehandlung allerdings an eines der sogenannten geschützten Merkmale oder Dis-
kriminierungskategorien anknüpfen.22  Diese haben gemein, dass die Ursachen der Diskriminierungen 
in diesen Kategorien auf historisch und kulturell tief verwurzelten Ungleichheitsverhältnissen basieren 
und damit über die einzelne Beziehung zwischen Täter:innen und Betroffenen hinaus reichen. So knüp-
fen zum Beispiel rassistische Diskriminierungen von Schüler:innen durch weiße Lehrkräfte an historisch 
gewachsene stereotype Denkmuster und Machtstellungen an, durch die eine solche Diskriminierungs-
konstellation und dieser Diskriminierungsinhalt nicht mehr als zufälliger Einzelfall gelesen werden kann. 
Diese menschen- und verfassungsrechtlich festgelegten Kategorien haben zweitens gemein, dass sie 
nicht nur für die einzelnen Diskriminierten, sondern auch gesellschaftlich folgenreich sind. Hinter diesen 
Kategorien stehen verbreitete Denkmuster und verfestigte Ungleichheitsstrukturen von Rassismus, Anti-
semitismus, Sexismus, Klassismus, Ableismus oder der Heteronormativität. 
Die bei ADAS gemeldeten Diskriminierungsfälle werden anhand der Situationsbeschreibungen in der Be-
ratungssituation den gesetzlichen Diskriminierungskategorien zugeordnet. Damit haben die 289 Betrof-
fenen gemein, dass ihre Diskriminierungen an bereits bestehende Ungleichheitsstrukturen anknüpfen 
und dass Schulen, in denen diese Diskriminierungsfälle entstanden sind und nicht bearbeitet wurden, zur 
Erhaltung von rassistischen, antisemitischen, sexistischen, klassistischen, ableistischen und/oder hete-
ronormativen Gesellschaftsstrukturen beitragen. 

22		 Definitionen der Merkmale: ADAS/LIFE e.V. (2020): Schutz vor Diskriminierung an Schulen. Ein Leitfaden für Schulen in Berlin, S. 11f, Abgeord-
netenhaus von Berlin 18. Wahlperiode (2020): Vorlage zur Beschlussfassung Landesanti-diskriminierungsgesetz (LADG), Drucksache 18/1996, 
Seite 15ff.
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Welche Diskriminierungskategorien spielten eine Rolle? 
 
Mit großem Abstand am häufigsten sind Meldungen zu rassistischer Diskriminierung, in denen die Diskri-
minierung auf eine zugeschriebene „ethnische Herkunft“23  der Betroffenen bezogen war (61 %). 

Ein Blick auf die (vermutete) Herkunft der Betroffenen24  zeigt, dass es sich bei einem Anteil von 65 % um 
Personen mit einer eigenen oder familiären Migrationsgeschichte aus MENA-Staaten25  oder der Türkei 
handelte. Hier kann davon ausgegangen werden, dass unabhängig davon, ob sie tatsächlich Muslime 
bzw. gläubig sind, den Betroffenen aufgrund ihres Namens, kultureller Merkmale oder des Aussehens 
eine muslimische Religionszugehörigkeit zugeschrieben wird. Hier deutet sich die enge Verschränkung 
der ethnischen, kulturellen und religiösen Diskriminierungsdimensionen im Kontext des antimuslimi-
schen Rassismus an.  

Etwas mehr als ein Viertel (51 Fälle) der Meldungen bezog sich auf die „Hautfarbe“.26 Zwei weitere Dis-
kriminierungen in dieser Kategorie waren rassistische Diskriminierungen von Rom:nja. 
Am zweithäufigsten waren Diskriminierungsmeldungen anknüpfend an die „Religionszugehörigkeit oder 
Weltanschauung“. Auch in dieser Kategorie sind die von Diskriminierung betroffenen gemeldeten Grup-
pen unterschiedlich stark vertreten. Mit 75 Fällen sind die am häufigsten gemeldeten Diskriminierun-
gen Benachteiligungen oder Abwertungen, die sich auf die tatsächliche oder zugeschriebene islamische 
Religionszugehörigkeit bezogen. Diskriminierungen aufgrund einer anderen Religionszugehörigkeit wie 
jüdisch oder buddhistisch sowie aufgrund anderer Weltanschauungen sind im Berichtszeitraum kaum 
gemeldet worden (insgesamt sieben Fälle). In den Fällen mit Bezug zum Islam können Positionen eines 
falsch verstandenen schulisches Neutralitätsgebot vermutet werden, mit dem alle sichtbaren Formen 
muslimischer Identität aus dem Schulraum entfernt werden sollen, denn hierbei handelte es sich um 
31 Diskriminierungen mit Bezug zum Kopftuch oder Kleidungsvorschriften beim Schulduschen, 5 Diskri-
minierungen mit Bezug zum Fasten und einer Diskriminierung mit Bezug zum Beten in der Schule. Die 
falsche Auslegung des schulischen Neutralitätsgebots in 37 Fällen kann auch als Ausdruck rassistischer 
Denkmuster interpretiert werden, die aus einem speziell antimuslimischen Rassismus entstehen. Dieser 
ist auch in den 17 Diskriminierungsfällen zu vermuten, in denen es keinen konkreten Religionsbezug 
gab, aber die Betroffenen aufgrund optischer Merkmale, des Namens oder der Sprache ihrer Eltern als 
Muslimin:innen konstruiert wurden und anzunehmen ist, dass sie aufgrund dieser Zuschreibung Opfer 

23		 Die Verwendung des Begriffs „ethnische Herkunft“ ist insoweit problematisch, da mit ihm die Vorstellungen essentialisierter Gruppenunter-
schiede verbunden ist. Ethnische Gruppen entstehen aus der Konstruktion (a-)historisch fixierter Unterschiede, mit der Gruppenzugehörige 
von anderen Gruppen klar trennbar und in weiteren Eigenschaften (Kultur, Religion...) beschreibbar seien. Indem die Zuschreibung ethnischer 
Zugehörigkeit entlang biologistischer Merkmale wie „Hautfarbe“ festgemacht wird und die zugeschriebene Zugehörigkeit für machtvolle, 
wertende Unterscheidungen genutzt wird, hat er die gleiche Funktion wie der Rassebegriff (vgl. Arndt, Susan: Ersatzdiskurse: Von “Stamm” 
und “Rasse” zu “Ethnie”, In: Massing, Armin (Hrsg.): Von Trommlern und Helfern: Beiträge zu einer nicht-rassistischen entwicklungspolitischen 
Bildungs- und Projektarbeit. - Berlin, 2013, S. 8-11.) Da das LADG eine wichtige Basis des Antidiskriminierungsrechts ist, benutzen wir den 
Beisatz „zugeschrieben“ um die Konstruktionslogik des Begriffs zu markieren, aber auch an justiziable Diskriminierungskategorien anknüpfen 
zu können.

24		 Da die Migrationsgeschichte in der Beratungssituation nicht explizit abgefragt wird, beziehen sich diese Daten auf die Ratsuchenden, von de-
nen über den Namen oder Auskünfte in der Beratungssituation, die Herkunft bekannt wurde. Hierbei lag die Gesamtgröße bei n = 143. Weitere 
kleine Gruppen mit jeweils zwischen 7 und 3 Beratungsfällen bildeten Ratsuchende aus osteuropäischen, spanischsprachigen, asiatischen und 
afrikanischen Herkunftsländern.  

25		 MENA-Staaten steht für „Middle East and North Africa“ und meint die aus dem Nahost und Nordafrika stammende mehrheitlich muslimische 
Bevölkerung.

26		 Der Begriff „Hautfarbe“ geht u. a. auf die rassistische Lehre des Naturforschers Carl von Linné zurück, der im 18. Jh. mit anderen bekannten 
Personen, Menschen in „Rassen“ einteilte und diesen Farben und Eigenschaften zuordnete und in eine Hierarchie setzte. Da es eine oder 
mehrere Hautfarben nicht gibt, muss korrekter Weise von Hauttönen gesprochen werden.
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von antimuslimischer Diskriminierung wurden. Die Kategorie „Sprache“ wird 14 Mal als Bezugspunkt von 
Diskriminierungen gemeldet. Beleidigungen sowie Abwertungen aufgrund der Muttersprache oder eines 
Akzents folgen einer Hierarchisierung von Sprachen, deren Bewertungen entlang rassistischer Unter-
scheidungen laufen. Alle Fälle dieser Kategorie müssen so ebenfalls als rassistische Diskriminierungen 
benannt werden. 
Die dritthäufigste Kategorie sind Diskriminierungen, die sich auf eine „Behinderung“ (5 Fälle), eine „chro-
nische Erkrankung“ (19 Fälle) oder einen „Sonderpädagogischen Förderbedarf“ (14 Fälle) beziehen.

Die geringe Anzahl an Meldungen in der Kategorie „sozialer Status“ mit 26 Fällen mag unter anderem 
darauf zurückzuführen sein, dass die Benennung dieser Diskriminierungskategorie von Betroffenen mit 
der Offenlegung der eigenen sozioökonomischen Verhältnisse und dadurch mit besonderer Scham ver-
bunden und darum relativ selten sind. Möglich wäre auch, dass Diskriminierungen aufgrund des sozialen 
Status häufiger in Kombinationen mit anderen Diskriminierungskategorien auftreten, aber der Anteil, 
der auf diese Grundordnungskategorie zurückgeht, weniger oft wahrgenommen wird.
Diskriminierungen der Kategorie „Geschlecht“ wurden 18 Mal gemeldet. Hier zeigt sich die Schule in 7 
Fällen auch als Tatort sexueller Belästigungen, die nicht (ausreichend) in der Schule bearbeitet wurden. 

Die wenigen Meldungen in der Kategorie „sexuelle Orientierung und Identität“ sind wahrscheinlich dar-
auf zurückzuführen, dass die Betroffenen sich eher an community-eigene Anlaufstellen wenden. 

Als „weitere Merkmale“ werden Merkmale von Diskriminierungen zusammengefasst, die nicht gesetzlich 
verankert sind, aber an Logiken der bestehenden Kategorien anknüpfen: Diskriminierungen mit Bezug 
auf den Aufenthaltsstatus von Geflüchteten (12 Fälle), den Familienstatus als Alleinerziehende (9 Fälle) 
sowie das Aussehen bzw. Gewicht (4 Fälle) von Schüler:innen. 
Das LADG, auf das wir uns in der Datenauswertung beziehen, führt drei Merkmale als einzelne Diskri-
minierungskategorien auf, die in der Diskriminierungsrealität und mit Blick auf kulturell und religiös be-
gründete Formen des Rassismus kaum voneinander zu trennen sind: „ethnische Herkunft“, Religion und 
Sprache. Diese lassen sich unter dem Oberbegriff der rassistischen Diskriminierungen zusammenfassen. 
Mit dem Blick dieses erweiterten Verständnisses von Rassismus spielen rassistische Zuschreibungen ins-
gesamt bei 95,5% aller Diskriminierungsmeldungen, die ADAS erreichten, eine Rolle. 

ABBILDUNG 7: ANZAHL DER MELDUNGEN JE DISKRIMINIERUNGSKATEGORIE (MEHR-
FACHNENNUNGEN)
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Intersektionale Muster

Diskriminierungsrisiken können durch eine Kombination von Merkmalen erhöht werden. So können mus-
limische Mädchen gleichzeitig sexistische Diskriminierung als auch Diskriminierung wegen ihrer Reli-
gionszugehörigkeit erfahren. Damit wären sie Opfer von Mehrfachdiskriminierung. Bei 40,9 % der bei 
ADAS gemeldeten Fälle handelte es sich um Fälle, in denen die Diskriminierung an mehrere Diskriminie-
rungskategorien anknüpfte. 

ABBILDUNG 8: ANZAHL DER GEMELDETEN DISKRIMINIERUNGSKATEGORIEN

Diskriminierungslagen sollten nicht als reine Addition von Diskriminierungsmerkmalen verstanden wer-
den. Konkrete Diskriminierungssituationen entstehen aus einer spezifischen Kombination von Diskrimi-
nierungsmerkmalen, die sich sowohl verstärken als auch überlagern können. Wenn mehrere Merkmale 
gemeinsam wirken, wird von intersektionaler Diskriminierung gesprochen. Die einzelnen Bestandteile 
einer intersektionalen Diskriminierung sind im Erleben der Betroffenen nicht mehr unbedingt trennbar. 
Darum ist zu vermuten, dass solche intersektionalen Diskriminierungen real häufiger vorkommen als es 
die Beratungsdaten zeigen. Aus der Beratungspraxis ergeben sich beispielsweise starke Hinweise, dass 
z.B. die Kombination rassistische Diskriminierung und Geschlecht weitaus öfter vorkommt, als es sich aus 
der Datenanalyse ergibt. 

In den Meldedaten deuten sich in der Ungleichheitsforschung bekannte Phänomene nur an. Zum Beispiel 
die Hierarchisierung und (Ab-)Wertung von Herkunftssprachen in der Schule, mit der zum Beispiel das 
Diskriminierungsrisiko von Schüler:innen mit einer türkischen oder arabischen Muttersprache deutlich 
höher ist als bei Mitschüler:innen mit einem französischen oder britischen Elternhaus (siehe Abbildung 
9). Ein weiterer Zusammenhang deutet sich auch zwischen Diskriminierungen mit Bezug zum sozialen 
Status27  und der zugeschriebenen „ethnischen Herkunft“ von Schüler:innen an (siehe Abbildung 10). 

27		 Mit dem Begriff „sozialer Status“ werden das Einkommen und der Bildungshintergrund des Elternhauses der Schüler:innen zusammengefasst.
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ABBILDUNG 9: MEHRFACHDISKRIMINIERUNG SPRACHE  UND `ETHNISCHE HER-
KUNFT´

ABBILDUNG 10: MEHRFACHDISKRIMINIERUNG SOZIALER STATUS UND `ETHNISCHE 
HERKUNFT´

Mehrere Diskriminierungsmerkmale können auch zusammenwirken, ohne dass jedes einzelne Merkmal 
zu einer Diskriminierung führt. So zeigen sich geschlechtsspezifische Diskriminierungsrisiken, ohne dass 
das Geschlecht selbst als Diskriminierungskategorie genannt wurde.28 
Ein geschlechtsspezifisches Diskriminierungsmuster ist in der Datenanalyse in folgender Kombination 
sichtbar geworden: Zum einen zeigt sich, dass bei den Diskriminierungsmeldungen in der Kategorie zu-
geschriebene ethnische Herkunft der größte Anteil der Betroffenen (67 %) männlich ist. Mit der Über-
prüfung weiterer Diskriminierungsmerkmale wird die Betroffenengruppe von Jungen in der Grundschule, 
die rassistisch diskriminiert wurden, sichtbar. Mit 65 Fällen macht diese Gruppe 30 % der gemeldeten 
Diskriminierungen von Schüler:innen zwischen 2018 und 2020 aus.29  Damit wird deutlich, dass es sich 
bei Jungen in der Grundschule mit einer zugeschriebenen anderen ethnischen Herkunft um eine vulnera-
ble Gruppe handelt. Aus Perspektive der Berater:innen lassen sich diese Fälle dem Stereotyp der „proble-
matischen türkischen, arabischen bzw. Schwarzen Jungen“ zuordnen (Siehe hierzu die Fallbeschreibung  
4.2: Die sogenannten „schwierigen Jungen“, Seite 30). 

28		 Um die im Folgenden dargestellten Zahlen vergleichbar zu machen, mussten alle Fälle mit fehlenden Angaben zum Geschlecht oder der Schul-
form aus den Auswertungen ausgeschlossen werden, so dass sich alle weiteren Angaben auf eine Fallzahl von 219 Fällen bezieht.

29		 Aufgrund der zu geringen Meldedaten von Schüler:innen aus weiterführenden Schulen kann keine Aussage darüber getroffen werden, ob es 
sich ausschließlich um ein Diskriminierungsrisiko der Grundschule handelt, oder es bei diesem Stereotyp keinen Altersbezug gibt.
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ABBILDUNG 11: `ETHNISCHE HERKUNFT´/RASSISTISCHE DISKRIMINIERUNG VON 
JUNGEN

 

ABBILDUNG 12: `ETHNISCHE HERKUNFT´/ RASSISTISCHE DISKRIMINIERUNGEN IN 
DER GRUNDSCHULE

ABBILDUNG 13: RASSISTISCHE DISKRIMINIERUNG VON JUNGEN IN DER GRUND-
SCHULE
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Weitere geschlechtsspezifische Diskriminierungsrisiken zeigen sich auch für Schülerinnen. Als vulnera-
ble Gruppe werden muslimische oder als solche gelesenen Schülerinnen sichtbar. Innerhalb der Diskri-
minierungsfälle in der Kategorie „Religion“ wird eine geschlechtsspezifische Form des antimuslimischen 
Rassismus auch in den 29 Fällen deutlich, in denen das Kopftuch der Schülerinnen Bezugspunkt der 
Diskriminierung wurde. 

ABBILDUNG 14: ANTIMUSLIMISCHE DISKRIMINIERUNG VON SCHÜLERINNEN

Strukturelle Muster in den Diskriminierungsmeldungen
 
Diskriminierungsmeldungen können nicht nur Auskunft über Betroffene und besonders schutzbedürftige 
Gruppen geben. Im nächsten Abschnitt zeigen wir Ergebnisse zur Frage, welche (strukturellen) Probleme 
sich im Diskriminierungsschutz in Schulen aus den Diskriminierungsmeldungen ableiten lassen. 

Dauer der Diskriminierungssituation
 
In den Beratungen schildern die Betroffenen ihre bis dahin erfahrenen Diskriminierungen, so dass der 
Zeitraum angegeben wurde, wie lange die Diskriminierungssituation bereits andauerte, bis sie bei ADAS 
gemeldet wurde. Abbildung 15 zeigt, dass die überwiegende Mehrheit der Diskriminierungssituationen 
bereits mehrere Wochen oder gar Monate andauerte.

ABBILDUNG 15: DAUER DER DISKRIMINIERUNGSSITUATION
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Hinter diesen zusammengerechneten 65 % der Meldungen einer andauernden Diskriminierung stehen 
187 Betroffene, die Diskriminierungen in der Beratungsstelle erst melden, nachdem sie bzw. ihre Kinder 
schon einer längeren, teilweisen sehr komplexen Diskriminierungssituation (geprägt durch verschiedene 
Diskriminierungsformen und Interaktionen mit verschiedenen schulischen Akteur:innen) an der Schule 
ausgesetzt waren. Oft haben die Betroffenen/Eltern selbst schon Versuche unternommen, wie z. B. Ge-
spräche mit Lehrkräften oder der Schulleitung, um gegen die Diskriminierung vorzugehen, die in diesen 
Fällen aber erfolglos blieben.

Diese Vielzahl von länger andauernden Diskriminierungssituationen geben erstens Hinweise darauf, dass 
eine relevante Anzahl von Schulen ihrem Auftrag einer Bearbeitung von Diskriminierungsfällen nicht in 
ausreichendem Maße nachkommen (können). Zweitens stellt sich die Frage, inwieweit innerschulische 
Beschwerdestrukturen, zum Beispiel über Vertrauenslehrkräfte funktionieren und warum sie in diesen 
Fällen ausgefallen sind. Drittens unterstreicht der Ausfall des innerschulischen Diskriminierungsschut-
zes die Notwendigkeit außerschulischer Interventionsangebote.

Ebenen der Diskriminierung 

Durch die Unterscheidung der unterschiedlichen Ebenen des Diskriminierungsschutzes kann die fehlende 
Umsetzung des Diskriminierungsschutzes von Schulen genauer beschrieben werden. Aus dem Antidiskri-
minierungsrecht ergeben sich zwei Ebenen des Diskriminierungsschutzes für Schulen: 

1.	 Diskriminierungsebene Schüler:innen:  
Schulische Professionelle haben den Auftrag Schüler:innen vor der Diskriminierung durch 
Mitschüler:innen zu schützen und eine diskriminierungsfreie Bildung zu ermöglichen.  

2.	 Diskriminierungsebene schulische Professionelle:  
Schulische Professionelle dürfen selbst nicht diskriminierend wirken. Aus diesem Verbot ergibt sich    
in Diskriminierungsfällen, die von Lehrkräften, Schulpersonal oder der Schulleitung ausgehen, 
die Notwendigkeit der Intervention und ggf. Sanktionierung durch die jeweils aufsichtshabenden/ 
vorgesetzten/weisungsbefugten Amtsträger:innen, das sind in der Regel Schulleitungen bzw. die-
Schulaufsicht

Bei Betrachtung der Diskriminierungsmeldungen, in denen Schüler:innen durch ihre Mitschüler:innen 
diskriminiert wurden (siehe Abbildung 3), zeigen sich 73 Fälle, in denen Schüler:innen durch das Schul-
personal keinen ausreichenden Schutz vor Diskriminierung durch Mitschüler:innen fanden. In 33 % 
dieser Fälle erlebten die Schüler:innen bzw. ihre Eltern im Gegenteil auch auf der nächsten Ebene Dis-
kriminierung, ausgehend von schulischen Professionellen, wie  Lehrkräften, Schulleitung oder Schulso-
zialarbeit (siehe Abbildung 16). Damit hat der schulische Diskriminierungsschutz auf beiden Schutzebe-
nen versagt.
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ABBILDUNG 16: EBENEN DER DISKRIMINIERUNG VON 73 DISKRIMINIERUNGEN 
DURCH SCHÜLER:INNEN

Aus Perspektive der Betroffenen bedeutete das, dass ihre Schulen als Ganzes für sie kein verletzungsfrei-
er Raum mehr waren. In 21 dieser 24 Fälle ergab sich daraus eine über mehrere Wochen oder Monate 
andauernde multiple Belastungssituation.  

Hier fehlten nicht nur Bearbeitungs- und Schutzmechanismen in der Schule. Mit der Nichtbearbeitung 
von Diskriminierungen kann in den Schulen auch eine diskriminierungsfördernde Schulkultur geschaf-
fen werden: Indem diskriminierendes Verhalten von Mitschüler:innen, Lehrkräften, Schulleitungen oder 
Sozialpädagog:innen toleriert wird, auf diskriminierendes Handeln keine Sanktionierung erfolgt, können 
auch die dahinter stehenden hegemonialen Denkmuster irritationsfrei als Normalität erlebt und von den 
Schüler:innen internalisiert werden. 

Anzahl der von Diskriminierung Betroffenen
 
In ungefähr der Hälfte der Diskriminierungsfälle waren mehrere Personen gleichzeitig von der Diskri-
minierung betroffen (siehe Abbildung 18). Das war vor allem der Fall bei Schüler:innengruppen, bei-
spielsweise als Geschwisterkinder,  im Klassenverband oder Gruppen aus einer Willkommensklasse oder 
Flüchtlingsunterkunft. Diese gruppenbezogenen Diskriminierungskonstellationen entstanden zum Bei-
spiel bei diskriminierenden Schulregelungen, wie das Verbot in der Schule Türkisch zu sprechen oder 
diskriminierendem Unterrichtsmaterial, das alle Kinder erhalten hatten. Dieser Befund zeigt einmal 
mehr die strukturelle bzw. institutionelle Ausprägung des Diskriminierungsgeschehens an den jeweiligen 
Schulen.  

ABBILDUNG 17: ANZAHL DER DISKRIMINIERTEN
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4. Berichte aus der Antidiskriminierungsberatung
Damit die Menschen und deren Diskriminierungserlebnisse, die den Zahlen der statistischen Erhebung 
zugrunde liegen, sichtbar werden, werden im Folgenden bespielhaft einige typische Diskriminierungsfäl-
le aus der Beratung der letzten Jahre in komprimierter Form dargestellt. Aus Anonymisierungsgründen 
wurden Namen und Details gerändert. Einige Fallbeschreibungen sind idealtypisch aus einer Vielzahl von 
ähnlich gelagerten Diskriminierungsfällen zusammengesetzt. 

Da rassistische Diskriminierung den Großteil der Beratungsfälle ausmacht, die ADAS erreichen, ist die 
Fallauswahl in diesem Bericht auf rassistische Diskriminierung und damit zusammenhängende intersekti-
onale Diskriminierungskonstellationen, z. B. mit Geschlecht fokussiert. Neben der Falldarstellung werden 
auch von uns durchgeführte Interventionen dargestellt. 

4.1 Onlinemobbing im Klassenchat 

Ein Lehrer einer Sekundarschule meldet sich bei ADAS und berichtet: Eine Mutter hätte ihn angesprochen, 
da im Klassenchat ihres Sohnes, der die 7. Klasse besucht, rassistische Kommentare und Memes gepostet 
wurden. Ihren Schwarzen Sohn hätte das sehr verletzt. Sie bat den Lehrer, dies in der Klasse anzuspre-
chen. Wichtig war ihr aber, dass er sich dabei nicht speziell auf ihren Sohn beziehe.
Der Lehrer folgte ihrem Wunsch, doch leider zeigte sich keine Besserung. Eine andere Mutter der Klas-
se (selbst nicht Betroffene) berichtete unabhängig davon auch von ähnlichen Posts und ergänzte, dass 
mehrere Schüler:innen zustimmend darauf geantwortet hätten (und somit Mittäter:innen seien). Einige 
andere Schüler:innen hätten den Klassenchat aber auch aus Protest verlassen und sich solidarisch mit 
dem Schwarzen Mitschüler gezeigt.

Der Lehrer wünscht sich Tipps zum weiteren Vorgehen von ADAS. Er selbst hatte sich überlegt, beide Sei-
ten an einem Tisch zu einem gemeinsamen Gespräch zusammen zu bringen. Auch wolle er versuchen, 
in Erfahrung zu bringen, wer genau die Posts geliked bzw. positiv kommentiert hatte, um auch diese 
Schüler:innen zum Gespräch hinzuzuziehen.

Intervention: Beratung des Lehrers 
 
Die Beraterin von ADAS rät dem Lehrer im Beratungsgespräch von diesem Vorgehen unbedingt ab. Sie 
verweist darauf, dass der Schutz der Betroffenen in Mobbingfällen zentral sein sollte und dass eine solche 
„Gegenüberstellung“ der Parteien zu erneuten Aggressionen der Täter:innen führen kann (siehe hierzu 
ADAS-Leitfaden: Was tun wenn? Seite 32).  Zudem wäre der Schwarze Schüler allein und die Gruppen-
dynamik der Täter:innen ist schwer vorherzusagen. Die Wahrscheinlichkeit, dass solch ein Gespräch un-
befriedigend endet oder gar entgleitet und dann die Mobbingdynamik eher verstärkt wird ist sehr hoch. 
Einzelgespräche wären hier hilfreicher. 
Beim Gespräch mit dem Betroffenen (wenn dieser ein Gespräch wünsche) soll sein Empowerment im Mit-
telpunkt stehen. Der Lehrer kann ihm sagen, dass auch er gegen Rassismus sei und er es gut finde, dass 
der Junge das thematisiert hat. In den Einzelgesprächen mit den Täter:innen könnte der Lehrer versuchen, 
einen Perspektivwechsel herzustellen (Wie würde es der Person selbst in dieser Situation gehen?) und 
zur Reflexion anregen (Möchte er in solch einer Klassengemeinschaft sein? Was bedeuten ihm Werte wie 
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Gerechtigkeit?). Es sollten klare Vereinbarungen getroffen werden, wie sich der/die Schüler:in in Zukunft 
verhalten wird. Auch die Eltern sollten mindestens informiert, bei erneutem Vorkommen auch intensiv mit 
einbezogen werden.

ADAS riet dem Lehrer außerdem, die ihm vorliegenden Posts zu dokumentieren. Er müsse aber nicht die 
meldende Mutter bitten, ihm ausführlichere Informationen zu den Posts und den Inhalten zukommen zu 
lassen. Dies könne eine erneute Belastung und ggf. eine Wiederholung des Diskriminierungserlebnisses 
für sie darstellen. Für den weiteren Umgang mit der Situation sei es auch nicht zwingend notwendig, alle 
Details und Kommentator:innen zu kennen. Es reiche meist die Ansprache der Hauptinitiator:innen. Auch 
wäre es wichtig, die meldende Mutter über die Entwicklung auf dem Laufenden zu halten, damit sie weiß, 
dass die Schule ihre Meldung ernst nimmt.
Im Nachgang schickte ADAS dem Lehrer Kontakte zu Empowermentworkshops für Schwarze Kinder und 
Jugendliche sowie Informationen zu Angeboten für Schulklassen zu dem Themenkomplex Diskriminierung 
und Rassismus. Der Lehrer gab den Kontakt zu ADAS an die Mutter weiter, damit sie sich bei einem even-
tuellen Beratungswunsch direkt an ADAS wenden kann.

4.2 Die sogenannten „schwierigen Jungen“ 
 
Hamudi ist ein aktiver Zweitklässler. Er hat gute Noten und lernt schnell. Leider gibt es immer wieder 
Beschwerden von seiner Klassenlehrerin, dass er „zu laut“ sei, sich nicht an Regeln halten würde und „in 
Raufereien verwickelt wäre“. 

Beim letzten Elterngespräch hörten die Eltern so gut wie nur Beschwerden über ihn. Außerdem stellte die 
Lehrerin ihren Erziehungsstil auf Grundlage kulturalisierender stereotyper Annahmen über muslimische 
Eltern in Frage: Sie sollen Hamudi „nicht wie einen König verwöhnen“. Die Eltern entgegneten, dass er 
eben lebhaft wäre, aber sie sehr wohl auch zu Hause feste Regeln und Abläufe hätten, auf deren Einhal-
tung sie achten würden. Auch betonten sie, dass er in allen Fächern sehr gute Leistungen erbringe und in 
Mathematik sogar schon ein Arbeitsheft weiter wäre. Zum Ende des Gesprächs fuhr die Lehrerin sie scharf 
mit einer Drohung an: „Wenn sich sein Verhalten nicht bald bessert, muss ich andere Register ziehen!“

Eine Woche später erhalten die Eltern am Vormittag einen Anruf, sie mögen Hamudi bitte abholen, er 
hätte ein anderes Kind verletzt. Der Vater eilt sofort in die Schule. Hamudi sitzt allein vor dem Sekretariat. 
Er sagt, er hätte mit seinem Freund gespielt und der wäre gefallen und hätte nach dem Sturz geblutet. 
Die Lehrerin betont, sie sei sich sicher, Hamudi hätte den Jungen absichtlich viel zu stark geschubst. Er 
stelle eine Gefahr für die anderen Kinder dar. Zwei ähnliche Situationen folgen. Jedes Mal muss Hamudi 
abgeholt werden. Die Eltern sind verzweifelt, da sie keinen Einfluss auf die Situationen in der Schule ha-
ben und sich verurteilt fühlen. Auch sagte Hamudi zu Hause regelmäßig, dass seine Lehrerin ihn hassen 
würde. Beim Fehlverhalten von anderen Kindern gab es kaum Konsequenzen. So hatte etwa ein Mitschüler 
Hamudi in den Arm gebissen. Er wurde dafür von der Lehrerin gerügt. Hamudi sollte sich ein Eispäckchen 
im Sekretariat abholen, der Unterricht wurde fortgesetzt. Die Eltern erhielten nur eine kurze Notiz zur 
Information.
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Intervention: Begleitung der Eltern zu den Schulgesprächen
 
ADAS begleitet die Eltern zu einem Gespräch mit der Klassenlehrerin. Hier versucht die Beraterin, der Leh-
rerin aufzuzeigen, warum die Eltern das Gefühl von „doppelten Standards“ in der Schule hätten bzw., dass 
bei gleichem (Fehl-)Verhalten Hamudi anders behandelt bzw. härter bestraft würde. Sie weist auch darauf 
hin, dass falls Hamudis Verhalten herausfordernd ist, immer erst innerschulische pädagogische Lösungen 
im Umgang mit dem Zweitklässler gefunden werden müssen. Jedes Mal die Eltern „herzuzitieren“ wäre 
keine angemessene Lösung.

Auch spricht die Beraterin an, dass Hamudi sich nicht gut entwickeln würde, wenn er spüre, dass die Leh-
rerin ihm gegenüber mit einer durch starke Stereotype und Vorurteile gegenüber arabischen Jungen bzw. 
Männern geprägten Haltung begegne: egal wie er sich verhalte und was er tue und sage, sie dieses auf 
eine vermeintlich arabisch-muslimische Macho-Erziehung zurückführe. 
Im gemeinsamen Gespräch wird vereinbart, dass die Lehrerin ab dann mit einem Belohnungssystem arbei-
ten wird, bei dem Hamudi täglich einen Sticker erhält, wenn er sich gut verhält. Auch gibt die Lehrerin ihm 
in Mathematik in Zukunft weiterführende Arbeitsblätter und lobt ihn für seine besonderen Leistungen, 
damit die Beziehung gestärkt werden kann. Die Eltern werden Hamudi mehrmals in der Woche zum Sport 
bringen, damit er seine Energie gut kanalisieren kann und lernt, seine Kräfte richtig einzuschätzen. ADAS 
rät der Familie darüber hinaus, einen Intelligenztest im SIBUZ durchzuführen, um abzuklären, ob bei Ha-
mudi eine Hochbegabung vorliegt und er sich eventuell aus Langeweile oder Unausgeglichenheit so aktiv 
und herausfordernd verhält.

Hamudis Verhalten verbesserte sich langsam. Der Sport ist für ihn gute Unterstützung. Im SIBUZ wurde 
eine Hochbegabung bei Hamudi festgestellt. Aus Kapazitätsgründen konnte er von den Lehrkräften aber 
nur in sehr wenigen Fällen individuell gefördert werden und zum Beispiel zusätzliche Aufgaben erhalten. 
Während der nächsten zwei Jahre kommt es immer wieder zu Konflikten an der Schule, wozu auch beige-
tragen hat, dass sich die stereotypen Einstellungen der Lehrerin nicht grundlegend geändert haben. Die 
Eltern erlebten diese Zeit als sehr herausfordernd und fühlten sich oft ohnmächtig der Schule ausgeliefert. 
Hier spielt auch eine Rolle, dass die stereotypen Bilder über arabische und muslimische Eltern eine Kom-
munikation auf Augenhöhe verhindern und die Erziehungskompetenz auf der Elternseite nicht einbezogen 
wurde. Ab der fünften Klasse wechselte Hamudi auf ein grundständiges Gymnasium, in dem es für ihn 
seitdem deutlich besser lief.

4.3 Als PoC-Lehrerin gegen Diskriminierung vorgehen

Eine Lehrerin (selbst Person of Color) in einer Grundschule meldet sich bei ADAS: Eine Schülerin hat sich 
ihr anvertraut und erzählt, dass sie seit drei Jahren wegen ihrer „Hautfarbe“ von speziell einer Mitschüle-
rin, aber auch anderen beleidigt wird (N-Wort, Kommentare mit Affen und Bananen, sie sei arm und würde 
stinken, wie alle aus Afrika u. ä.). Die Schulleitung hat Gespräche geführt, aber nicht weiter durchgegrif-
fen. Es gab keine Ordnungsmaßnahmen. Über Drohungen ging es nicht hinaus. 
Die Lehrerin hat dem Mädchen zwar angeboten, jederzeit für Gespräche für sie da zu sein, allerdings lei-
det sie selbst darunter, dass sie die einzige PoC-Lehrerin im Kollegium ist. Sie fühle sich oft unverstanden 
und in ihrer Kompetenz in Frage gestellt. Jetzt kommt die zusätzliche Angst hinzu, dass sie, sollte sie weiter 
darauf drängen, dass gegen die rassistische Diskriminierung des Mädchens vorgegangen wird, sie noch 
weitere Probleme in diesem Kollegium bekommt.
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Intervention: Empowerment von PoC-Lehrkräften
 
Im Beratungsgespräch ist der Fokus erst einmal darauf gerichtet, die Lehrerin zu stärken. Um sie in ihrer 
Position im Lehrkollegium zu entlasten bzw. durch interne und externe Netzwerke zu unterstützen, werden 
an der Schule mögliche Schritte, um das Thema Rassismus auch strukturell anzugehen, gesammelt und 
gemeinsam die bestehenden Kontakte und Handlungsmöglichkeiten der Lehrerin abgewogen. Zunächst 
will sie eine weitere Kollegin, der sie vertraut, einweihen und sie um Unterstützung bitten. Dann kommt 
die Forderung nicht von ihr allein. Auch wird sie dem betroffenen Mädchen die ADAS-Kontaktdaten geben, 
falls diese oder deren Eltern doch weitere Unterstützung benötigen. Darüber hinaus will sie versuchen, 
über eine Mutter, die in der GEV aktiv ist, eine Sensibilisierung für die Lehrkräfte der Schule anzustoßen.
Der Lehrerin ist es wichtig, im Gespräch den Blick auf ihre eigenen Handlungsmöglichkeiten zu erweitern, 
um selber aktiv werden zu können. Auch wenn sie in diesem Moment keine direkte Unterstützung von 
ADAS in der Schule wünscht, ist es ihr wichtig zu wissen, dass sie auch in Zukunft anrufen und sich  unter-
stützend beraten lassen kann, falls sie weitere herausfordernde Situationen als PoC-Lehrerin zu meistern 
hat.

4.4 Alltagsrassismus am Elitegymnasium 

Frau Mutlu (mit türkischer Migrationsgeschichte) ruft an. Ihr Sohn Ömer besuche die 9. Klasse eines re-
nommierten Gymnasiums und habe sehr gute Noten. Sie könne nicht verstehen warum, aber immer wie-
der gebe es „kleine“ Diskriminierungen. Die Mutter sagt, es sei „nichts Fassbares“, doch ihr Sohn fühle 
sich oft ungerecht behandelt. Nach konkreten Anlässen gefragt, berichtete sie von einigen von Ömers 
Erlebnissen in der Schule: Zu Beginn der Schulzeit fand die Klassensprecher:innenwahl statt. Ömer hatte 
genauso viele Stimmen wie ein „deutsches“ Mädchen. Die Lehrerin bestimmt einfach, dass das „deutsche“ 
Mädchen die Hauptklassensprecherin wäre und er die Vertretung, da sie ihm das Amt „nicht zutraue“. 
Auch als das Mädchen nach einigen Monaten freiwillig zurücktritt, rutscht er als Stellvertreter nicht nach, 
sondern es wird neu gewählt und er wird wieder nur stellvertretender Klassensprecher. 
Auch fühlt sich Ömer regelmäßig und von verschiedenen Lehrkräften im Vergleich zu seinen 
Klassenkamerad:innen ungerecht und schlechter benotet. Diese Einschätzung teilen auch seine „deut-
schen“ Freund:innen. Einmal raufen sich beispielsweise drei Jungen spaßhaft auf dem Schulhof, dabei 
fällt ein Mülleimer um, den sie gleich wieder aufstellen. Der Hausmeister ruft: „Ihr Kanacken. Seid doch 
alle gleich!“ Ömer sagt: „Wie bitte?“ und er antwortet „Du hast schon richtig gehört!“ Die Schüler gingen 
daraufhin zum Schulleiter, um sich zu beschweren. Dieser wiegelt sie damit ab, dass der Hausmeister es 
nicht so gemeint hätte.
An der Schule ist die Absprache, dass alle teilnehmenden Schüler:innen auch während des Unterrichts zur 
Orchesterprobe gehen dürfen. Ömer spielt auch im Orchester. Als er sich einmal für die Probe im Unter-
richt abmeldet und zur Aula gehen will, hält der Lehrer ihn auf und befragt ihn lang und breit, ob er wirk-
lich im Orchester mitspielen würde. Ömer soll sogar verschiedene Instrumente aufzählen und auswendig 
aufsagen, welche:r Schüler:in welches Instrumente spielt. Nachdem er Ömer schließlich gehen lässt, be-
fragt er noch einen weiteren Schüler, ob Ömer denn tatsächlich im Orchester wäre. Im Unterschied dazu 
durften die anderen vier Orchestermitglieder aus der Klasse einfach gehen. Als Ömers Eltern den Vorfall 
ansprechen, sagt der Lehrer, an dem Tag wären so viele gegangen und darüber hätte er sich gewundert. 
Nachträglich hat der Lehrer sich bei der Mutter und Ömer entschuldigt.

Einmal wurde Ömer fälschlicherweise des Spickens bezichtigt. In der Situation wurde von Seiten der Schu-
le völlig unangemessen eskaliert bzw. Ömer ohne jegliche Klärungsbemühung direkt `verurteilt´ und be-
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straft: Der Schulleiter holte ihn mit viel Aufregung aus dem laufenden Unterricht und schrie ihn an. Ömer 
fühlte sich vor seinen Mitschüler:innen und der Lehrerin nicht nur unrechtmäßig verdächtigt, sondern 
auch noch bloßgestellt. Zusätzlich wurde sogar noch eine Klassenkonferenz einberufen. 
Als Ömer dem Schulleiter sagte, dass er sich wegen seiner Herkunft und Religion diskriminiert fühle, wurde 
der Schulleiter noch wütender. In der Klassenkonferenz wurde schließlich beschlossen, dass er ein „Anti-
gewalttraining für Straffällige“ machen müsse. Die Eltern kontaktierten die Schulaufsicht des Bezirks und 
beschwerten sich. Die Schulaufsicht entschied, dass das Training nicht verbindlich sei und Ömer nicht 
dazu gezwungen werden dürfe. Das pädagogisch unangemessene Verhalten der Schule sowie die Rassis-
musbeschwerde wurden von der Schulaufsicht nicht behandelt. Es gab keine Entschuldigung von Seiten 
der Schule und Ömer muss damit rechnen, dass Ähnliches wieder passieren kann. 

Intervention: Gemeinsame Beratung und Empowerment von Schüler:innen 
und ihren Eltern

Die Mutter äußerte im Beratungsgespräch große Angst. Ihr Sohn hätte sich getraut, die Diskriminierung 
direkt auszusprechen und „so viel Ärger bekommen“. Sie wünschte sich eine Sensibilisierung für die Lehr-
kräfte der Schule, allerdings wolle sie auf keinen Fall weitere Schwierigkeiten für ihren Sohn.
Zum nächsten Beratungsgespräch kam Ömer mit. Der Zuspruch und das positive Feedback der Beraterin 
taten ihm sehr gut. Im Laufe des Gesprächs wirkte er immer gelöster und selbstbewusster.
Er war sehr froh zu hören, dass er auch bei möglichen zukünftigen Problemen in die Beratung kommen 
könnte.
ADAS bat die Mutter noch, anderen Familien Bescheid zu geben, die eventuell ähnliche Diskriminierungs-
erfahrungen an der Schule machen. ADAS kann mit mehreren anonymisierten Fällen die Schule kontak-
tieren und auf das Problem aufmerksam machen und die dringende Durchführung von Sensibilisierungs-
maßnahmen für das Lehrkollegium empfehlen, ohne dass es auf das einzelne Kind zurückfallen würde. 
Frau Mutlu meldete sich nach einigen Tagen zurück und teilte uns mit, dass die anderen Eltern sich nicht 
melden wollten, weil sie Angst vor Nachteilen für ihre Kinder hätten. Bei einer späteren Nachfrage bei der 
Familie stellte sich heraus, dass Ömer die Beratung in seinem Selbstvertrauen nachhaltig gestärkt hatte. 
Mit seinem neuen Klassenlehrer lief es auch deutlich besser. 

4.5 Kopftuchverbote zur Sicherung des Schulfriedens an der Grundschule?

Zwei arabischstämmige Elternvertreterinnen einer Grundschule wenden sich an ADAS, da es an der Schule 
ihrer Kinder aktuell eine Diskussion rund um das Tragen eines Kopftuchs von Schülerinnen gibt, das durch 
einen entsprechenden Passus in der Hausordnung der Schule verboten ist. Die Schule wird von vielen 
Schüler:innen mit Migrationsgeschichte bzw. aus muslimischen Familien besucht. Ein Teil der muslimi-
schen Mütter trägt selbst ein Kopftuch. Laut der Schulregeln der Grundschule ist das Tragen einer Kopfbe-
deckung verboten. Hier heißt es: „Das Tragen von Kopfbedeckungen jeglicher Art (Kopftuch, Mütze, Cappi, 
Kippa o. ä.) ist in den Schulgebäuden für Schüler und Angehörige der Schule untersagt.“ 

Die Diskussion ist Teil einer breiteren Debatte zur (sichtbaren) Religion, Vielfalt und Neutralität an der 
Schule, die auch weitere Konfliktpunkte umfasst, wie beispielsweise die Verpflichtung, sich im Schwim-
munterricht beim Duschen nackt auszuziehen. Zu dem Zeitpunkt der Beschwerde der Elternvertreterinnen 
gibt es an der Schule zwei Mädchen, die ein Kopftuch tragen. Diese wurden von der Schule so unter Druck 
gesetzt, dass sie es in der Schule abnehmen. Eine der beiden Elternvertreterinnen, die selbst Muslima ist, 



34

ein Kopftuch trägt, Arabisch spricht und Zugang zu den muslimischen Familien hat, bietet sich als Vermitt-
lerin an, falls die Mädchen von ihren Eltern gezwungen würden, das Tuch zu tragen. Die Schulleitung geht 
nicht auf ihr Angebot ein. Die Elternvertreterinnen möchten nun mit einer Beschwerde gegen das Verbot 
in der Hausordnung vorgehen, auch wenn ihre eigenen Kinder nicht davon betroffen sind bzw. selbst kein 
Kopftuch tragen. 

Sie berichten davon, wie die Mädchen, die mit Kopftuch in die Schule kamen, psychisch unter Druck ge-
setzt und sanktioniert wurden, das Tuch wieder abzunehmen. Beispielsweise ein afghanisches Mädchen, 
das die 2. Klasse besucht und deren Eltern noch kein Deutsch verstehen: Als es eines Tages mit einem 
Kopftuch zur Schule kommt, fordert die Lehrerin es auf, es sofort abzulegen, sonst dürfe es nicht mehr am 
Unterricht teilnehmen. Das Mädchen sagt, dass sie selbst das Kopftuch tragen wolle und behält es auf, 
woraufhin die Lehrerin ihr sagt, dass sie es dann in Zukunft bei Meldungen nicht mehr aufrufen werde, 
wenn es sich am Unterricht beteiligen wolle. Auch setzt sie das Mädchen nach hinten an einen Einzeltisch. 
Einige Mitschülerinnen fühlen sich durch das Verhalten der Lehrerin bestärkt und fangen an, das Mädchen 
zu ärgern und versuchen, ihm das Kopftuch vom Kopf zu ziehen. 

Zwei ihrer Freundinnen wollen dem afghanischen Mädchen helfen und tragen deswegen aus Solidarität 
mit dem Mädchen ab dem nächsten Tag nur in der Schulzeit auch ein Kopftuch. Als am nächsten Tag 
das afghanische Mädchen wieder mit Kopftuch zum Unterricht erscheint und mit ihm zwei weitere Mäd-
chen, die privat kein Kopftuch tragen, beschimpft die Lehrerin erzürnt die Mädchen und benachrichtigt die 
Schulleiterin. Es kommt zu einem Gespräch mit den Eltern und der Schulleiterin, bei dem ein Übersetzer 
anwesend ist, da die Eltern kein Deutsch sprechen. Die Schulleitung argumentiert damit, dass das Kopf-
tuch laut Hausordnung nicht erlaubt und das Kind zu jung für das Tuch ist. Zudem habe das Kopftuch ihrer 
Tochter im Unterricht andere dazu animiert, ebenfalls ein Kopftuch zu tragen, wodurch der „Schulfrieden“ 
gestört würde. Da die Eltern sich weder ihrer Rechte bewusst sind, noch ihrem Kind weiter zumuten wol-
len, unter solchem Druck mit Kopftuch zur Schule zu gehen, entscheiden sie sich dafür, ihre Tochter ohne 
Kopftuch zur Schule zu schicken. Ab dann trägt sie kein Kopftuch mehr in der Schule, sondern nur außer-
halb des Schulgeländes. Die beiden Mädchen, die das Kopftuch aus Solidarität mit ihrer Freundin in der 
Schule trugen, werden so lange von der Lehrerin unter Druck gesetzt, bis sie es aus Angst vor möglichen 
negativen Konsequenzen, abnehmen. Seit diesem Vorfall haben die drei Mädchen das Gefühl, dass die 
Lehrkräfte sie anders behandeln als die anderen und ausgrenzen.

In der dritten Klasse findet eine Klassenfahrt statt. Am Tag der Abreise, als alle Kinder in den Bus steigen, 
erscheint das afghanische Mädchen mit einem Kopftuch, wie sie es auch sonst in ihrem Lebensumfeld 
außerhalb der Schule trägt. Die Lehrer:innen, die die Klasse auf der Klassenfahrt betreuen, weisen sie 
darauf hin, dass die Klassenfahrt eine Schulaktivität sei und darum auch hier, wie in der Schule, kein Kopf-
tuch erlaubt sei. Da die Eltern sich weigern, das zu akzeptieren, wird die Schulleiterin dazu geholt. Diese 
stellte ihnen ein Ultimatum: entweder nimmt ihre Tochter das Kopftuch ab oder sie darf nicht mit auf die 
Klassenfahrt. Das Mädchen weint sehr und sagt immer wieder, dass sie das Tuch doch privat auch trage 
und sie unbedingt mit auf die Klassenfahrt möchte. Schließlich sagen die Eltern ihr, sie soll es abnehmen, 
damit sie mitfahren kann. 

Ähnlich erging es an der Schule einem Mädchen mit nigerianischer Migrationsgeschichte. Als es sich in 
der 3. Klasse dazu entscheidet ein Kopftuch zu tragen, wird dem Mädchen von mehreren Erzieher:innen 
und Lehrkräften unterstellt, ihre Eltern würden sie dazu zwingen, das Tuch zu tragen. Das Mädchen er-
klärt, dass das nicht stimme und dass sie es gerne und freiwillig trage. Auch dieses Mädchen wird mit dem 
Hinweis, dass das Tragen von Kopfbedeckungen an der Schule nicht gestattet ist und dass es noch nicht alt 
genug sei, um sich für das Kopftuch zu entscheiden, unter Druck gesetzt, es abzunehmen. Als die Mutter 
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hiervon erfährt, kommt sie in die Schule. Obwohl sie selbst kein Kopftuch trägt, wird ihr von der Schullei-
tung unterstellt, sie würde ihr Kind dazu zwingen, das Tuch zu tragen. Die Mutter fragt, wie sie denn darauf 
kommen würden: Warum solle sie denn ihre Tochter zwingen, es zu tragen, wenn sie selbst sowie ihre 
Schwestern kein Kopftuch tragen würden. Die Schulleitung weist sie auf das Verbot in der Hausordnung 
hin und sagt, wenn ihre Tochter das Kopftuch so gerne tragen möchte, würde es der Familie freistehen, 
sich eine Schule zu suchen, an der das Tragen eines Kopftuchs erlaubt ist. Daraufhin nehmen die Eltern 
ihre Tochter sowie die Geschwisterkinder von der Schule.

In der Zeit, als die beiden Elternvertreterinnen sich an ADAS wandten, wurde an der Schule ein Schul-
entwicklungsprozess durchgeführt, bei dem die Kinder gelebte Demokratie erleben sollen und in einem 
partizipativen Prozess eine Neufassung der Schulregeln entwickelt werden soll. In diesem Kontext wird 
das Kopfbedeckungsverbot in der Hausordnung diskutiert. Die Schüler:innen stimmen einstimmig dage-
gen. Auch ein Großteil der Eltern sowie Teile des Kollegiums sind gegen die Beibehaltung des Kopfbede-
ckungsverbotes in der Schulordnung. Trotzdem will die Schulleiterin daran festhalten. Aus Gesprächen der 
ADAS-Beraterinnen mit einzelnen Lehrkräften und Erzieher:innen wird deutlich, dass diese die Situation 
zwar ähnlich wie die beiden arabischen Elternvertreterinnen einschätzen, sich aber kaum in der Lage dazu 
sehen, ihre Perspektive gegenüber der Schulleitung einzubringen und Schülerinnen, die ein Kopftuch tra-
gen wollen, vor weiterem physischen Druck zu schützen. Die Befürchtungen, dadurch selber Probleme zu 
bekommen, sind zu groß.  Die Elternvertreterinnen erleben sich mit ihrem Anliegen im Verlauf des Schul-
entwicklungsprozesses zunehmend isoliert, denn auch viele Eltern möchten nicht gegen die Schulleitung 
argumentieren. Aus diesem Grund wenden sie sich an ADAS.  

Rechtliche Einordnung von Kopfbedeckungsverboten in Hausordnungen von 
Schulen

Eine solche Regelung, wie sie in der Hausordnung der Schule bestand, stellt eine indirekte bzw. mittel-
bare Diskriminierung aufgrund der Religion dar und steht deswegen im Widerspruch mit dem Landes-
antidiskriminierungsgesetz (LADG) und dem Berliner Schulgesetz, in dem das diskriminierungsfreie 
Recht auf Bildung und Erziehung, ungeachtet des Glaubens und der religiösen Anschauung festgelegt 
ist (SchulG Berlin § 2 Abs. 1, letzte Änderung vom 4. März 2021). Von der Regelung sind neben muslimi-
schen Schülerinnen auch jüdische und Sikh-Schüler:innen, die aus religiösen Gründen eine Kopfbede-
ckung (Kopftuch, Kippa oder Patka) tragen, betroffen. 

Zudem sind pauschale Verbote von Kopftüchern und anderen religiösen Kleidungsstücken in Grundschulen 
und in weiterführenden Schulen nicht mit dem Grundgesetz vereinbar. Die Religions- und Weltanschau-
ungsfreiheit in Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ist schrankenlos gewährleistet, das bedeutet, in dieses Grundrecht 
kann nur dann eingegriffen werden, wenn andere Grundrechte oder sogenannte Gemeinschaftsgüter mit 
Verfassungsrang der Glaubensfreiheit entgegenstehen. Im Falle von Schüler:innen, die religiöse oder 
weltanschauliche Symbole tragen, sind grundsätzlich keine entgegenstehenden Verfassungsgüter oder 
Grundrechte Dritter betroffen. Das Bundesverfassungsgericht hat in gefestigter Rechtsprechung festge-
halten, dass es keinen grundrechtlichen Schutz davor gibt, von den Anschauungen anderer Mitmenschen 
„verschont“ zu bleiben. Da die einzelne Schule keine Ermächtigung zur Einschränkung der Grundrechte 
besitzt, obliegen Entscheidungen hierüber nicht den Entscheidungsbefugnissen der eigenverantwortli-
chen Schule und können beispielsweise nicht durch die Schulkonferenz getroffen werden.
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Abgesehen von pauschalen Kopftuchverboten kann es im Einzelfall denkbar sein, dass es durch das Tragen 
religiöser Symbole zu einem Konflikt in einer Schule kommt. In diesem konkreten Fall könnten religiöse 
Symbole verboten werden, wobei bewiesen werden muss, dass der Konflikt wirklich auf das religiöse Sym-
bol und nicht etwa auf die Reaktionen anderer Schüler:innen zurückzuführen ist. 

Literatur zu Kopftuchverboten für Schülerinnen 
DIMR: Deutsches Institut für Menschenrechte/Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention (2019): Die 
Religionsfreiheit von Kindern im schulischen Raum. Zur Diskussion über Kopftuchverbote für Schülerin-
nen, Berlin (https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ Infor-
mation/Information_26_Religionsfreiheit.pdf )
Haci-Halil Uslucan, Mouhanad Khorchide (2019):  Gutachten zur Frage des Kopftuchtragens von Mädchen 
unter 14 Jahren im Auftrag des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
(https://www.mkffi.nrw/sites/default/files/asset/document/gutachten_zu_der_frage_des_kopftuchtra-
gens_bei_maedchen_unter_14_jahren.pdf )

Intervention: Beschwerdebrief und Einbeziehung der Schulaufsicht
 
ADAS wendet sich mit einem Beschwerdebrief im Namen der beiden Elternvertreterinnen, die auch na-
mentlich genannt werden wollen, an die Schulleiterin. Hierauf wendet sich die Schulleiterin an die Schul-
aufsicht. Da das Verbot in der bestehenden Version nicht aufrechterhalten werden kann, erarbeitet sie 
eine neue Formulierung, die sie in der nächsten Schulkonferenz einbringt. Der Vorschlag ist, das „Kopfbe-
deckungsverbot“ in der Hausordnung durch einen „Wunsch“ bzw. als „Empfehlung“ der Schule zu formu-
lieren. Es soll nun heißen: „Wir wünschen uns, dass Schüler:innen religiöse Kopfbedeckungen/Symbole 
(Kopftuch, Kippa, Kreuz) in der Schule abnehmen.“ ADAS wendet sich daraufhin direkt an die Schulauf-
sicht und weist darauf hin, dass mit der Neuformulierung der Schulregeln weiterhin die Unerwünscht-
heit des Tragens von religiösen Kopfbedeckungen durch die Schule ausgedrückt wird. Auch mit der neu 
gewählten Formulierung wird weiterhin beispielsweise muslimischen und jüdischen Schüler:innen, die 
aus religiösen Gründen eine Kopfbedeckung tragen, vermittelt, dass sie als Personen, die ihren Glauben 
auch während des Schulbesuches ausüben möchten, an dieser Schule nicht erwünscht sind. Aufgrund 
des schulischen Machtgefälles und der besonderen Abhängigkeitsbeziehung bleibt Schüler:innen auch 
mit dieser Formulierung kein wirklicher Handlungsspielraum und ihre Freiheitsrechte werden unzulässig 
eingeschränkt. Zudem ist davon auszugehen, dass auch diese Regelung genauso wie das vorherige Verbot 
dazu führen wird, dass Schüler:innen, die sich für das Tragen einer religiösen Kopfbedeckung entscheiden, 
weiterhin einem (psychischen) Druck von Seiten der Schule ausgesetzt sein werden. Die Schulaufsicht 
bezieht den Antidiskriminierungsbeauftragten ein und es wird ein gemeinsames Gespräch mit der Schul-
leitung und dem Antidiskriminierungsbeauftragten verabredet. In dem Gespräch werden die hinter dem 
Verbotswunsch liegenden Gründe und Befürchtungen der Schulleitung erfragt. Nachdem ihr der rechtli-
che Rahmen dargelegt wird, aus dem sich ein Widerspruch zu den Grundrechten und menschenrechtli-
chen Vorgaben auch in dem abgeschwächt formulierten Kopfbedeckungsbot ergibt, wird auch aufgezeigt, 
dass ein solches Vorgehen kaum hilfreich und zielführend ist, um Konflikte in Bezug auf Religion an der 
Schule nachhaltig zu lösen (hierzu: Uslucan/Khorchide 2019; DIMR 2019). Die Formulierung als „Wunsch“ 
bzw. „Empfehlung“ wird aus der Hausordnung entfernt. Im Gespräch kristallisieren sich diverse Konflikt-
lagen an der Schule heraus, wie beispielsweise Mobbing zwischen Schüler:innen, in denen religiöse und 
weltanschauliche Unterschiede eine Rolle spielen. Es entwickelt sich eine gemeinsame Perspektive, da 
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auch die Elternvertreterinnen ein großes Interesse an der Befriedung solcher Konflikte haben. Gemeinsam 
mit den beiden Elternvertreterinnen und der Schulleitung werden Maßnahmen besprochen, mit denen 
religionsbezogene Konflikte und Mobbing in Zukunft besser bearbeitet werden können.  Die Schule plant 
spezifische Angebote zur interreligiösen Konfliktkompetenz für Schüler:innen sowie eine Fortbildung für 
das Schulpersonal zur Gestaltung von religiöser und weltanschaulicher Vielfalt an ihrer Schule umsetzen.

Stimme einer Elternvertreterin30 : 
 
Dass es dieses Kopftuchverbot gibt, also dass es in der Hausordnung der Schule steht, das wusste ich 
eigentlich schon ganz lange. Zum ersten Mal habe ich es gelesen, als meine Tochter in der 1. Klasse war 
und es war mir damals schon ein Dorn im Auge. Damals dachte ich mir noch, ja gut, es steht zwar in der 
Hausordnung, aber die Schule praktiziert das nicht wirklich. Als meine Tochter dann in der 3. Klasse war, 
habe ich von dem Fall mit dem afghanischen Mädchen gehört und das war dann auch der Punkt, an dem 
ich mich an ADAS gewendet habe. Damals habe ich die Ereignisse gleich in einem Bericht aufgeschrie-
ben und wusste, dass ich etwas tun musste. Ich habe mich dann als Elternsprecherin wählen lassen und 
bin direkt in die Schulkonferenz gegangen. (…) Damals gab es zur selben Zeit so eine Art Coaching für 
Demokratieentwicklung an der Schule. Das war ein Glücksgriff für mich, da ich so einen Einstieg hat-
te, um das Problem zu thematisieren. Unter anderem ging es bei diesem Coaching um Regeln und wie 
man diese einhält etc. An den Punkt habe ich tatsächlich angeknüpft, indem ich angefangen habe, da 
zu sagen, dass ich dagegen bin. Ich habe versucht, so viel es ging, die Eltern zu mobilisieren. Erst da 
sind andere Eltern darauf gekommen, dass es dieses Verbot an unserer Schule gibt. Ich habe die Eltern, 
die man immer mal so sieht, darauf angesprochen und ihnen die Situation erklärt. Ich habe zu ihnen 
gesagt: Hey Leute, hier geht’s um uns, kommt mal an diesem Tag, zu diesem Termin, an dem es um die 
Verhandlung geht, damit wir auch in der Mehrheit sind, damit auch mal gesehen wird, dass es euch inte-
ressiert und nicht nur mich. Das war wichtig für mich, denn teilweise wurde damit argumentiert, dass der 
Großteil der muslimischen Eltern das Kopftuchverbot okay fände, und nur ich ein Problem damit hätte. 
Mir wurde schnell klar, dass die Schule darauf baut, dass es eine „sozial schwächere“ Gegend ist und 
viele Eltern keine Sprachkenntnisse haben. Die Meisten wussten gar nicht, dass man etwas dagegen tun 
kann und die Allermeisten trauten sich nicht. Sie hatten Angst, dass ihr eigenes Kind dadurch Probleme 
bekommt. Es ist wenig bekannt, dass sie wirklich auch woanders Hilfe bekommen können und dass diese 
durchaus unterstützend ist. Denn wenn man als Einzelperson mit seinem Kind dann meinetwegen bei 
der Schulaufsicht (…) dann ist noch die Schulleitung und vielleicht noch die Lehrerin mit dabei (…) und 
dann sitzt man da alleine. Schon allein diese Aufteilung: drei oder vier gegen einen. Das schüchtert einen 
dann halt schon ein. Das nimmt einem dann vielleicht auch das Selbstbewusstsein, da auch konkret zu 
sagen, was für ein Problem man hat an der Schule. Und ich dachte das ist einfach was Gutes, was ADAS 
da macht, dass ihr die Eltern da auch so unterstützt. Und das würde ich auch immer wieder machen. Ich 
muss aber auch sagen, dass es bei vielen Eltern einfach Desinteresse war. So lange es nicht das eigene 
Kind betrifft, ist es schwer, Leute für eine Sache mit ins Boot zu holen, bei der es um das Prinzip geht. 
Hier ging es eben um das Prinzip. Meine Tochter trägt ja gar kein Kopftuch. Ich habe mich ja nicht dafür 
eingesetzt, dass sie mehr Freiheiten hat, oder weil ich mich persönlich angegriffen gefühlt habe. (…)  

Ich kenne die Eltern an der Schule und weiß, dass sie diesen langen Atem nicht haben. Zwischendurch 

30 Das Gespräch wurde im Februar 2021 geführt.
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lag die Situation flach, es wirkte halt so, als würde sich niemand darum kümmern, nichts mehr passieren, 
nichts mehr ins Rollen kommen. Man brauchte halt Geduld.  Und im Endeffekt hat es ja wirklich 2 Jahre 
gedauert.

Für mich war es schon schlimm, allein dagegen anzukämpfen, denn die Gegenfront war halt eine ziemlich 
Starke (…). Die Personen, die das nicht so gut fanden, die haben mir das eigentlich nur hinter vorgehalte-
ner Hand mitgeteilt. Es hat sich keiner von dem pädagogischen Personal wirklich getraut, aufgrund dieser 
Hierarchie, dagegen was zu sagen. Den wenigen Lehrer:innen, die mir durchsickern haben lassen, dass 
sie es nicht so gut finden, denen war es im Endeffekt auch egal. Die fanden das zwar nicht so gut, aber sie 
haben es trotzdem akzeptiert, denn sie waren ja nicht betroffen und haben es nicht als so schlimm emp-
funden. Mir wurde auch gesagt, dass das demokratisch unter dem pädagogischen Personal abgestimmt 
wurde. Wenn zwei Drittel gegen das Kopftuch sind, dann zieht das andere Drittel aus Loyalität eben mit. 
Das war falsch verstandene Loyalität, und da wollte keiner was von Rassismus, Diskriminierung, Antiislam 
etc. hören. Deswegen war es wirklich schwierig und letztendlich war ich alleine damit.

Eine andere Sache, die u. a. dieses Gefühl der Ungerechtigkeit in mir ausgelöst hat, ist, dass selbst die 
obersten Instanzen sich da gegenseitig decken. Man hat das Gefühl, dass man gegen ein ganzes System 
kämpft. Der Gedanke daran hat mich eigentlich am meisten fertiggemacht. (…) Dass du auf Instanzen 
stößt, bei denen du denkst, dass sie dich eigentlich unterstützen müssten. Doch weil es speziell um das 
Kopftuch geht, bist du dir unsicher. Sie werden dir wahrscheinlich sagen, dass es keine Diskriminierung ist. 
Ich hatte mir im Kopf schon zusammengelegt, bevor ich den Termin bei ADAS hatte, wie ich euch davon 
überzeugen kann, dass das Kopftuchverbot Diskriminierung ist. Das war das erste Mal, und das sage ich 
ganz ehrlich, dass ich an eine Stelle geraten bin, die von vornherein gesagt hat: ja natürlich ist das Diskri-
minierung. (…) Es ist einfach salonfähig zu sagen, dass das Kopftuch verboten werden muss, weil es die 
Unterdrückung der Frau symbolisiert. Und das hat auch die Gefühle bei mir ausgelöst, dieses Unwohlsein, 
dieses Frustriertsein. Man kämpft gegen gefestigte Vorurteile, die gar keiner ablegen will.

(…) An der Schule konnte ich es mir nicht leisten zu zeigen, dass ich nachts manchmal deshalb nicht schla-
fen konnte. Weil ich das so unfair fand, so ungerecht einfach, was da an unserer Schule läuft, und dass es 
keinen gibt, weder im Schulamt noch an der Schule, der, auf gutdeutsch, den Arsch in der Hose hatte, da 
mal zu sagen: nein, das ist nicht gesetzlich korrekt. Und das hat mich immer richtig fertiggemacht. Dass 
ja eigentlich die Gesetzlage, bzw. das Schulgesetz so ist, dass so eine Diskriminierung, ja eigentlich nicht 
zulässig ist. Dass es aber trotzdem von allen praktiziert wird und das auch noch mit einer so selbstsiche-
ren Begründung: Nein, das ist gar keine Diskriminierung, wir wollen die muslimischen Mädchen ja nur vor 
ihren unterdrückenden Vätern und Müttern beschützen. Und das hat mich schockiert. (…)

Ich selbst bin eine Frau mit Kopftuch, ich bin hier geboren und aufgewachsen, ich war an der Uni, ich 
habe diese Diskriminierung überall erlebt - auch bevor ich mein Kopftuch hatte. Es ist wirklich so, dass ich 
immer, egal wo ich bin, erstmal schon davon ausgehe, dass ich diskriminiert bzw. benachteiligt werde auf-
grund meiner Religion und meines Kopftuches und dass ich dagegen erstmal was tun muss. Und trotzdem 
hat mich die Sache an unserer Schule so fertiggemacht. Wie gesagt, alle glauben an das deutsche Ge-
setz, an das Grundgesetz, an Religionsfreiheit und dass keiner benachteiligt werden darf. Und im gleichen 
Atemzug wird alles gemacht, um die Mädchen an unserer Schule mit Kopftuch zu diskriminieren oder das 
Fasten zu verbieten. Oder auch beim Schwimmen: Die muslimischen Mädchen waren immer besonders 
unter Beobachtung, ob sie nackt duschen oder nicht. Und das wurde wirklich tagtäglich durchgezogen. 
(…)
Aktuell ist es mir wichtig, dass es weitergeht. Also ich bin an dem Punkt natürlich zufrieden, dass das Ver-
bot rausgenommen wurde aus der Schulordnung. (…) Jedoch gibt es seitdem auch keine Mädchen mehr 



39

an der Schule mit Kopftuch. Und was nützt es mir, wenn die Vorurteile weiter in den Köpfen bestehen. In-
wieweit die Angebote zur Sensibilisierung der Lehrkräfte wirklich angenommen werden, das wird sich jetzt 
zeigen im nächsten Schuljahr. Am liebsten wäre es mir, wenn pädagogisches Personal, wenn es um Dinge 
bezüglich Kultur und Religion geht, sich nicht selbst als Maßstab nimmt und diesen auf andere überträgt, 
sondern einfach mal seinen Horizont erweitert. Dass man sich fragt: Okay, für mich ist das fremd, aber 
ist das gleich schlimm? Muss ich deshalb gleich ein Kind angehen, unter Druck setzen, Fragen stellen etc. 
Manchmal kann ja auch eine Frage schon einschüchtern. Lieber mal einen Moment überlegen und sich 
auch selbst reflektieren: Könnte das dieses Kind auf irgendeine Weise verletzen, oder überschreite ich da 
Grenzen, die über mein eigenes Wissen hinausgehen? Und wenn man selbst nicht weiterkommt, ist das 
auch nicht schlimm. Es gibt Sozialpädagog:innen an der Schule, die man dazu befragen kann. Es gibt diese 
Stellen wie eben ADAS, an die man sich wenden kann. (…) Es ist wichtig, dass die Eltern sich auch Hilfe 
holen können. Und vor allen Dingen neutrale Hilfe. Nicht die Tante, oder der Onkel oder die Cousine, die 
emotional sind, wo dann unterstellt wird, man fühlt sich persönlich angegriffen. (…) 
Es wird immer von Zahlen gesprochen. Aber ich glaube, tatsächlich gibt es viel, viel mehr Diskriminierung. 
Hätte ich mich wirklich jedes Mal, wenn ich, mein Kind, mein Mann, oder irgendwer aus meiner Familie 
diskriminiert wurde an einer Berliner Schule, an ADAS gewandt, dann hättet ihr nur mit uns zu tun gehabt. 
Dann hättet ihr keine anderen Fälle. Außerdem ist es fragwürdig, dass man nur einen Antidiskriminie-
rungsbeauftragten hat für ganz Berlin, für alle Berliner Schulen. Das ist viel, viel, viel zu wenig. Und da 
muss noch viel, viel, viel mehr passieren.

5. Veränderung der Diskriminierungssituation: Rück-
meldungen nach der Intervention
ADAS kontaktiert Ratsuchende, die eine umfassendere Beratung und Unterstützung bekommen hatten, 
vier Monate nach der Intervention nochmals telefonisch. Ziel dieser telefonischen Befragung ist es, mehr 
über die Nachhaltigkeit der Intervention zu erfahren und eine Rückmeldung für die Weiterentwicklung des 
Beratungsangebotes zu erhalten. Darüber hinaus kann den Betroffenen hierdurch bei Bedarf eine Nach-
sorge angeboten werden. Von den 151 Beratungsfällen zwischen 2019 und 2020 konnten 41 Personen 
und damit 27 % der begleiteten Personen nochmals befragt werden. Hauptgrund für die geringe Zahl der 
Befragten war, dass die Kontaktdaten nicht mehr aktuell waren und die Ratsuchenden nicht mehr erreicht 
werden konnten. Von denen, die erreicht werden konnten, bildeten die Personen, die nicht teilnehmen 
wollten, mit drei Personen eine sehr kleine Gruppe. 

Zur Nachsorge nach der Intervention wurde gefragt, wie sich die Diskriminierungssituation seit der In-
tervention entwickelt hat und wie es den Eltern mit dem Problem heute geht. 66 % der Befragten gab an, 
dass sie von der Intervention durch ADAS nachhaltig profitieren konnte, da sich die Situation sehr gut 
entwickelt oder mindestens verbessert hat. Für knapp ein Drittel (24 %) konnte durch die Interventionen 
keine Verbesserung erreicht werden bzw. die Situation blieb weiterhin unverändert. In zwei Fällen hat sich 
die Situation leider (sehr) verschlechtert. Bei diesen Bewertungen ist zu berücksichtigen, dass sie nicht als 
(monokausales) Erfolgskriterium der Interventionen durch ADAS dienen können. Zur nachhaltigen Auflö-
sung einer komplexen Diskriminierungssituation an einer Schule sind viele Interventionen auf verschiede-
nen Ebenen notwendig. ADAS stößt hierbei immer wieder an Grenzen, die auf anderer Ebene bearbeitet 
werden müssen. Eine Anlaufstelle wie ADAS kann hier nur eine Art Feuerwehr sein, die fachliche Impulse 
setzt. Inwieweit diese dann von Seiten der Schulen aufgenommen und umgesetzt werden liegt nicht mehr 
ins unserem Handlungsbereich.
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Veränderung der emotionalen Situation? 
 
Die Ratsuchenden wurden befragt, wie es den Betroffenen heute mit dem Problem geht. Die diesbezüg-
liche Stimmungslage sollten sie mit einer Schulnote bewerten. In der Rückschau verbinden die Eltern mit 
der Diskriminierungssituation unterschiedliche Stimmungslagen. Auch diese Einschätzungen lassen sich 
nicht monokausal auf (erfolgreiche) externe Interventionen zurückführen. Hier spielen weitere Faktoren, 
wie die jeweilige Resilienzfähigkeit der Familien oder die Konfliktfähigkeit der Schule eine zentrale Rolle. 
Das zeigt sich auch daran, dass obwohl 66 % der Befragten angegeben hatte, dass sich die Situation ver-
bessert hat, nur 39 % ihre Stimmungslage mit den Noten eins oder zwei bewerteten. Anknüpfend an so-
zialpsychologisches Wissen über Auswirkungen von Diskriminierung ist zu vermuten, dass auch Familien 
von Kindern, deren Schulsituation sich verbessert hatte, nicht unbeschadet aus der Diskriminierungserfah-
rung und der Auseinandersetzung mit der Schule gehen und hier nachhaltige Verletzungen angenommen 
werden können. Für diese Eltern zeigt sich auf jeden Fall nochmal die Sinnhaftigkeit der Einführung der 
Diskriminierungskategorie „assoziierte Diskriminierungen“, weil hier eben nicht nur die Kinder, sondern 
auch ihre Eltern unter massiver Belastung standen und mit zeitlichem Abstand immer noch belastet sind. 

Wahrgenommene und benötigte Unterstützungsformen 

Alle Teilnehmenden an der Befragung haben die Beratung von ADAS in Anspruch genommen. Rund ein 
Viertel der Befragten (27 %) nutzte die Möglichkeit, sich bei Schulgesprächen oder -konferenzen von 
ADAS-Mitarbeiterinnen begleiten zu lassen. In fünf Fällen hat ADAS Gespräche mit der Schule bzw. der 
Schulleitung geführt und in sechs Fällen, in denen die Interventionen erfolglos waren, wurden weitere 
Schritte unternommen und zum Beispiel Gespräche mit der Schulaufsicht geführt und/oder das SIBUZ 
und der Antidiskriminierungsbeauftragte für Schulen des Senats einbezogen.

Welche Interventionen waren besonders hilfreich?
 
Bei der offenen Frage danach, welche Interventionen die Ratsuchenden als besonders hilfreich empfan-
den, zeigen sich in der Rückmeldung drei Gruppen. Eine mehrfach geäußerte Rückmeldung war, dass die 
Begleitung zu Gesprächen in der Schule als besonders wirkungsvoll eingeschätzt wurde: „[…] ohne euch 
hätte man uns gar nicht ernst genommen.“ Oder „[…] ohne eure Begleitung wäre gar nichts passiert.“ Eine 
zweite Gruppe schätzte vor allem die Möglichkeit, sich mit einer Fachperson zum Diskriminierungsthema 
auszutauschen. In der Mehrzahl der Aussagen zeigt sich, dass die Beratung bzw. Begleitung durch ADAS 
vom Erfolg in der Schule getrennt wird: Während die Unterstützungsleistungen von ADAS fast durchweg 
positiv bewertet werden, wird die Veränderungsfähigkeit der Schulen eher negativ bewertet: „Die Beglei-
tung hat ein Signal gesetzt, aber sobald ich wieder allein war, hat sich nicht so viel geändert… bringt nicht 
viel, denn das System ist kaputt“. Hier kommen die Interventionen also im System Schule auch an Grenzen 
der Wirksamkeit. 
Am Ende des Gesprächs wurden die Befragten um eine abschließende Bewertung der Unterstützung durch 
ADAS gebeten. Hier zeigt sich eine hohe Zufriedenheit mit der Unterstützungsarbeit: ADAS erhält einen 
Notendurchschnitt von 1,8. Darüber hinaus erfolgte auch in den offenen Fragen oftmals ein positives 
Feedback zu der Beratung von ADAS wie die folgenden Beispiele zeigen: „Vielen Dank, dass Sie mich mit 
der Schule unterstützen. Endlich bin ich nicht mehr allein!“ „Sie haben uns geholfen und eine riesengroße 
seelische Last von uns genommen.“ „Sie haben großartige Unterstützung geleistet. Ohne Sie hätte ich 
diese schwere Zeit nicht durchgestanden.“ „Jetzt bekommen unsere Kinder die Möglichkeit, sich wieder 
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sicher zu fühlen und ihre Entwicklung kann mit guter Bildung und guter Ethik in die Zukunft gehen.“

Welche weiteren Bedarfe und Wünsche bestehen noch?
 
Zur Feststellung, dass die Schulen sich kaum bewegen und aus der Erfahrung der fehlenden Wirkmächtig-
keit, passen die Wünsche, dass die bestehenden schulbezogenen Antidiskriminierungsstellen wie ADAS, 
aber auch die:der Antidiskriminierungsbeauftragte der Bildungsverwaltung mit mehr Handlungsmacht 
ausgestattet sein sollten. ADAS sollte nicht nur im Einzelfall helfen, „(…) sondern seine Erfahrungen als 
Akteur mit in politische Diskurse einbringen, um längerfristige, strukturelle Veränderungen zu bewirken.“ 
Darüber hinaus wird auch der Wunsch formuliert, dass es Konsequenzen für das Fehlverhalten der Schule 
geben sollte. Zudem wird der Wunsch nach mehr öffentlicher Bekanntheit und Empowerment geäußert: 
„Es wäre gut, die Arbeit von ADAS und konkrete Fälle publik zu machen, damit Eltern sehen, dass sie nicht 
allein sind, und ihnen Möglichkeiten und Anlaufstellen aufgezeigt werden. Außerdem kann es sie darin 
bestärken, aktiv zu werden (und ihre Kinder nicht weiter leiden zu lassen).“ „Eigentlich wünsche ich mir 
nur, dass ihr weitermacht.“
 

6. Medienberichte über Diskriminierung in der Schule

Im Rahmen des Presse-Monitorings hat ADAS im Zeitraum von September 2018 bis Dezember 2020 medi-
ale Berichte über Diskriminierung in Schulen dokumentiert und ausgewertet, wie Diskriminierungsfälle an 
Schulen mediale Beachtung fanden. Ohne dabei einen wissenschaftlichen Anspruch zu haben, folgte die 
Auswertung der hier aufgenommenen Fälle anhand von drei Fragen:

1.	 Über welche Diskriminierungsformen und -vorkommnisse wird medial berichtet? 
2.	 Welche Anlässe nutzen Medien, um über Diskriminierung zu berichten? 
3.	 Wie wird über Diskriminierungsfälle berichtet?

Untersucht wurden Medienberichte in regionalen und überregionalen Medien mit Hilfe eines Google-
Alerts (Suchbegriffe: Diskriminierung, Berlin, Schule). Es handelt sich dabei um digital veröffentlichte 
Beiträge, die in dem Zeitraum September 2018 bis Dezember 2020 in Online-Zeitungen erschienen sind, 
bzw. bei denen es sich um verschriftlichte Radio- und Fernsehbeiträge handelt. Unter allen Ergebnissen 
soll es hier um jene Berichte gehen, in denen konkrete Fälle an Berliner Schulen zur Sprache kamen. Fälle 
außerhalb Berlins wurden nicht mit einbezogen.

Insgesamt wurden anhand des Google-Alerts 85 Diskriminierungsfälle an Berliner Schulen dokumentiert, 
über die in den Medien berichtet wurde. Bei 54 der dargestellten Fälle handelt es sich um rassistische 
Diskriminierung (z. B. aufgrund der Merkmale „Hautfarbe“, Herkunft oder Familiensprache). Des Weite-
ren wurden 18 Fälle antisemitischer Diskriminierung angesprochen. In 6 Fällen ist die Sprache von einer 
Diskriminierung aufgrund der Geschlechtsidentität oder der sexuellen Orientierung und bei drei Fällen 
handelt es sich um eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung. Dabei kam es öfter vor, dass in 
einem Bericht über mehrere Diskriminierungsfälle gesprochen wurde. 

Allgemein ist festzustellen, dass Medien das Thema Diskriminierung in der Regel nur dann aufgreifen, 
wenn ihnen ein aktuelles Geschehnis bzw. ein `Fall´ vorliegt, den sie aufgreifen können. So gab es bei-



42

spielsweise im oben genannten Zeitraum einen Vorfall an der Friedenauer Gemeinschaftsschule, bei dem 
ein Schüler von Mitschüler:innen antisemitisch angegriffen wurde. Dieser Fall wurde vielfach medial be-
sprochen, insgesamt fand er sechs Mal Erwähnung. Ebenso fällt darunter der Fall der Schulleitung der 
Johanna-Eck-Schule in Berlin, die innerhalb ihres Kollegiums mit rassistischen Äußerungen konfrontiert 
war (dieser Fall tauchte vier Mal auf). Auch die Antidiskriminierungsbeauftragte selbst wurde an der Schu-
le im Rahmen ihrer Arbeit rassistisch diskriminiert.  

Berichte, die wie oben beschrieben, eine konkrete Person, die Opfer von Diskriminierung an einer Berliner 
Schule wurde, in den Mittelpunkt rückten, wurden teilweise zum Anlass genommen, um Strukturen an 
Schulen generell kritisch zu hinterfragen. 

Ein weiterer Anlass, um in den Medien über Diskriminierung zu berichten, war der personelle Wechsel 
bei der:dem Antidiskriminierungsbeauftragten. Hier löste vor allem das überraschende Ausscheiden der 
ersten Antidiskriminierungsbeauftragten des Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie, Saraya 
Gomis, und die damit verbundene Kritik an der Bildungsverwaltung, die mit der Einrichtung der Stelle 
verbundene Zielsetzung, gegen diskriminierende und rassistische Vorfällen in Schulen nicht ausreichend 
konsequent vorzugehen, ein Medienecho aus. Ihr Ausscheiden und auch das ihres Nachfolgers, Derviş 
Hızarcı, legt nahe, dass die Bildungsverwaltung nicht ausreichend bereit war, gegen Diskriminierung in der 
eigenen Institution vorzugehen und hierzu in weitaus größerem Maße rassismus- und diskriminierungskri-
tische Perspektiven notwendig und angebracht wären. In diesem Kontext ist auch die Veröffentlichung der 
bei der:dem Antidiskriminierungsbeauftragten für Schulen eingegangenen Diskriminierungsbeschwerden 
zu verstehen, die durch parlamentarischen Anfragen der Grünen-Abgeordneten Sebastian Walter und 
Bettina Jarrasch (Drucksachen 18/16794 und 18/20089) bekannt wurden, da bislang weitestgehend aus-
sagekräftige Daten zu Diskriminierung in Schulen fehlen. Ein eigentlicher Bericht der Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Familie zur Arbeit der bisherigen Antidiskriminierungsbeauftragten wurde bislang 
nicht veröffentlicht.

Es fällt in der Beobachtung von medialem Sprechen über Diskriminierung auf, dass selten positive Beispie-
le von Schulen im Umgang mit Diskriminierung auftauchen, obwohl diese ja in der Debatte von ebenso 
hoher Wichtigkeit sein könnten und vorbeugendes Handeln ein wichtiger Baustein in einer diskriminie-
rungssensitiven Schulkultur sein könnte und sollte. Generell kann aber gesagt werden, dass eine Bericht-
erstattung über Diskriminierung (in ihren verschiedenen Formen) sehr wünschenswert und wichtig ist, um 
eine größere Sensibilisierung für das Thema anzuregen. Diese ist dringend nötig, da an vielen Schulen 
leider immer noch davon ausgegangen wird, dass sie per se frei von Rassismus, Homophobie, Antisemitis-
mus und anderen Diskriminierungsformen wären. 
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7. Schulbezogene Diskriminierungsmeldungen anderer 
Beratungsstellen

Betroffene von Diskriminierung haben in Berlin die Möglichkeit, sich an verschiedene Beratungsstellen 
zu wenden. Die bestehenden Beratungsstellen haben unterschiedliche Schwerpunkte und sprechen so 
unterschiedliche Gruppen bzw. Communities an. Nur ein Teil der Betroffenen, die Diskriminierung in Ber-
liner Schulen erlebt und sich dazu außerhalb der Schule beraten und unterstützen lassen will, meldet sich 
bei  der:dem Antidiskriminierungsbeauftragten für Schulen oder bei ADAS. 

Ein Teil der Betroffenen, der im Rahmen der Beschwerdestrukturen an der eigenen Schule nicht wei-
terkommt, bevorzugt, sich direkt an die jeweils zuständige bezirkliche Schulaufsicht oder das SIBUZ zu 
wenden. Anderen Betroffenen liegt es näher, eine Melde- oder Beratungsstelle eines Verbandes oder 
einer Selbstorganisation der eigenen Gemeinde oder Community  aufzusuchen, wie beispielsweise das 
Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin des Türkischen Bundes Berlin-Brandenburg (ADNB), das Netzwerk 
gegen Diskriminierung und Islamfeindlichkeit des islamischen Vereins Inssan e. V., das Community-ba-
sierte Projekt Each One Teach One (EOTO) e. V., das sich für die Interessen Schwarzer, afrikanischer und 
afrodiasporischer Menschen einsetzt, Amaro Foro e. V., das die Interessen der jugendlichen Rom:nja in 
Berlin vertritt oder und von OFEK e.V., der Beratungsstelle bei antisemitischer Gewalt und Diskriminie-
rung des Kompetenzzentrums für Prävention und Empowerment der Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in 
Deutschland. Schüler:innen und pädagogische Fachkräfte, die aufgrund ihrer Geschlechtsidentität oder 
sexuellen Orientierung Diskriminierung in der Schulen erleben, können sich u. a. an das Jugendnetzwerk 
Lambda Berlin-Brandenburg e. V., die Inter-Trans-Beratung Queer Leben, ABqueer e. V., GLADT e. V., das 
Projekt Miles des LSVD oder an QUEERFORMAT Fachstelle Queere Bildung wenden.
Mit dem spezifischen Fokus auf Kita- bzw. jüngere Kinder im Alter von 0 bis 12 Jahren bietet das Projekt 
„KiDs – Kinder vor Diskriminierung schützen!“ der Fachstelle Kinderwelten für Vorurteilsbewusste Bil-
dung und Erziehung am Institut für den Situationsansatz (ISTA) Antidiskriminierungsberatung zu allen 
Lebensbereichen (Kindertageseinrichtungen, Übergang Kita-Schule, Schule, Freizeit- und Sportange-
bote, Gesundheitsversorgung/-angebote, Ämter und Behörden) an. Darüber hinaus wurden im letzten 
Jahr zwei bezirklich ausgerichtete Projekte in Friedrichshain-Kreuzberg und im Wedding gestartet: die 
bezirkliche Anlauf- und Fachstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen und Kitas in Friedrichshain-
Kreuzberg der RAA Berlin/Die Werkstatt - Familie, Schule und Jugendhilfe gemeinsam denken sowie die 
Promotor:innenstelle Diskriminierungsfreie Bildung des Vereins NARUD im Wedding.

Da der Monitoringbericht von ADAS nur einen Teil der schulbezogenen Diskriminierungsfälle abbildet, 
die  Berliner Beratungsstellen erreichen und auch nur über diesen Datenausschnitt Aussagen beispiels-
weise zu strukturellen Mustern in Schule machen kann, wäre es sinnvoll, in Zukunft die Daten der ver-
schiedenen Stellen in einem Monitoringbericht zusammenzuführen und auszuwerten.  So könnte die 
Aussagekraft erhöht werden und es würden noch validere Daten zur Darstellung von Diskriminierung 
an Berliner Schulen zur Verfügung stehen, um ein Bildungsmonitoring entsprechend der menschen- und 
antidiskriminierungsrechtlichen Zielvorgaben umsetzen zu können.  
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8. Überblick über das Beratungsangebot und die Publi-
kationen der Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz 

Die Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen (ADAS) ist eine unabhängige Beratungsstelle un-
ter dem Dach der Organisation LIFE Bildung, Umwelt Chancengleichheit e.V. und bietet Beratung und 
Begleitung zu Diskriminierungsfällen für Schüler:innen, Eltern/Sorgeberechtigte, Lehrkräfte und Schul-
beschäftigte aller Berliner Bezirke, die an einer Schule diskriminiert wurden oder gegen eine Diskriminie-
rung vorgehen wollen. Die Beratung ist vertraulich, kostenlos und mehrsprachig. Auf Wunsch bieten wir 
weitergehende Unterstützung und Begleitung an. Die wesentlichen Prinzipien unseres Beratungsansatzes 
sind:

•	 leicht erreichbares, bedarfsorientiertes Beratungsangebot (telefonische Erreichbarkeit, Meldung per 
Online-Formular oder E-Mail, Beratungsgespräche auch digital und mobil).  

•	 horizontaler Ansatz: Beratung zu allen Diskriminierungsdimensionen sowie mehrdimensionaler/inter-
sektionaler Diskriminierung

•	 verständliche/mehrsprachige Informationen über Rechte und Handlungsmöglichkeiten
•	 schnelle Hilfe und Unterstützung, z. B. Begleitung zu Schulgesprächen
•	 vertraulicher und transparenter Umgang (anonym)
•	 schulunabhängige, parteiische Unterstützung im Interesse der von Diskriminierung Betroffenen
•	 Empowerment und Stärkung der Selbstwirksamkeit der von Diskriminierung in Schule betroffenen Kin-

der, Jugendlichen und Eltern, Erziehungsberechtigten 
•	 deeskalierende, lösungsorientierte Interventionen im vorrechtlichen Bereich bzw. in der Schule, orien-

tiert am Schutz der Betroffenen vor schulischen Nachteilen

Die Rolle der Eltern 
 
In der Beratung erleben wir immer wieder, dass Kinder und Jugendliche nicht alleine gegen erlebte Dis-
kriminierung tätig werden und ihre Eltern bzw. Erziehungsberechtigte ihre wichtigsten Verbündeten und 
Vertreter:innen ihrer Rechte sind. Sie sind es dann, die ihr Kind trösten, wiederaufbauen, die Beschwerde 
in der Schule vorbringen und sich externe Unterstützung suchen, falls sie hier nicht weiterkommen. In 
diesem Prozess erleben sie oft selbst Diskriminierungen, z. B. subtile Formen von Mikroaggressionen. Um 
gegen Diskriminierung in der Schule vorzugehen, spielt darum das Empowerment von Eltern aus vulne-
rablen Gruppen eine große Rolle. ADAS führt Informationsabende für Eltern z. B. in Elterncafés oder bei 
den Stadtteilmüttern durch und hat in Kooperation mit dem Arbeitskreis Neue Erziehung (ANE) einen 
Informationsflyer für Eltern veröffentlicht (www.schuleltern.berlin/assets/dokumente/elterninfos/ANE-
Elterninfo_Diskriminierung.pdf).
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Aktuelle Veröffentlichungen

ADAS/LIFE e.V. (2020): Schutz vor Diskriminierung an Schulen. Ein Leitfaden für Schulen in Berlin (aktu-
alisierte 2. Auflage)

Susanne Dern, Maria Wersig im Auftrag von ADAS/LIFE e.V. (2020): Diskriminierungsrisiken erkennen 
und begegnen – auch in der Pandemiesituation. Ein antidiskriminierungsrechtlicher Blick auf Schule in 
der Corona Pandemie

Joshua Moir im Auftrag von ADAS/LIFE e.V. (2020): Rechtsexpertise zur Bedeutung des Landesantidiskri-
minierungsgesetzes (LADG) für Schulen im Land Berlin 

Aliyeh Yegane Arani (2020): „Die multireligiöse Schule als Ort von Diskriminierung.“ In: Joachim Wil-
lems (Hrsg.): „Religion in der Schule. Pädagogische Praxis zwischen Diskriminierung und Anerkennung.“ 
transcript Verlag, S. 163-188

Aliyeh Yegane Arani (2020): „Eine Menschenrechtskultur des Diskriminierungsschutzes aktiv gestalten“, 
Kultur und Schule – Perspektiven kultureller Schulentwicklung öffnen, Raabe Verlag

Aliyeh Yegane Arani (2019) „Rassismus und Schule - Erfahrungen aus der Antidiskriminierungsberatung: 
„Viele Eltern und ihre Kinder haben das Vertrauen in die Lehrer und die Schule verloren.“, in: Tina Dürr/
Reiner Becker (Hrsg.): „Leerstelle Rassismus – NSU und seine Folgen“, Wochenschau Verlag. 

Alle Publikationen, außer der letzten, stehen auf der ADAS-Website als Download zur Verfügung: www.
adas-berlin.de/publikationen/ 
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KONTAKT: 

Anlaufstelle Diskriminierungsschutz an Schulen (ADAS)
LIFE e.V.
Projekte, Beratung, Veranstaltungen: Aufgang C, 3. Etage
Rheinstraße 45/46, Aufgang C
12161 Berlin

Telefon:	030 /30 87 98 46 oder 0800 724 50 67
E-Mail:	 info@adas-berlin.de; beratung@adas-berlin.de 
Web:	 www.adas-berlin.de ; www.life-online.de

Bürozeiten: Montag - Donnerstag von 10:00 - 17:30 Uhr

Anfahrt:
U-Bahnhof „Walther-Schreiber-Platz“ – U9
S-Bahnhof „Feuerbachstraße“ – S 1
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